


Zum Nulltarif
für Reichweite
Von Klaus Schrage | Kann man von der Hoffnung
auf Erfolg leben? Vor dieser Frage stehen Autorinnen
und Autoren, wenn sie darüber entscheiden, ob sie
für die Huffington Post Deutschland schreiben. Denn
Honorar gibt es nicht. Das Geschäftsmodell beruht
auf dem Tauschgeschäft Nulltarif gegen Reichweite.

In den USA startete die „HuffPo“ vor acht Jahren mit
einem respektablen Denkansatz. Linksliberale Stim-
men sollten ein mächtiges Forum bekommen, um der
rechten Meinungsmache im Dienste des Präsidenten
George W. Bush zu begegnen. Das Projekt funktio-
nierte, doch mit dem Idealismus der Namensgeberin
Arianna Huffington war es vorbei, als ihre Online-
Zeitung für 315 Millionen Dollar an AOL verkauft
wurde. Die bloggenden Gratis-Arbeiter/-innen, die
 Urheber des Erfolgs, gingen leer aus.

In Deutschland ist die Huffington Post an den Burda
Verlag angedockt. Und dort täuscht man höhere
 Ziele gar nicht erst vor. Innerhalb von zwei Jahren
wolle man mit dem Produkt Geld verdienen, hieß es
zum Start im Oktober. Was freilich nicht für alle Be-
teiligten gilt. Agenturen und Redaktionsmitglieder
werden bezahlt. Freie Autorinnen und Autoren hin-
gegen steuern ihre Artikel gegen das Versprechen
bei, dass ihnen durch eine Präsenz auf dieser Platt-
form eine Reichweite winkt, die sie ansonsten nir-
gendwo bekämen. Bei seiner Mutation zum Inhalte-
Schnorrer langt der reiche Verlag richtig zu. Seine
Lieferanten müssen  alle Vermarktungsrechte abge-
ben und sich selbst kümmern, falls es wegen eines
Beitrags rechtliche Probleme geben sollte. Einziges
ideelles Ziel der deutschen Huffington Post ist also
das bedingungs lose Grundeinkommen für Verleger.

Daran mitwirken sollten wir nicht. Denn der Erfolg
von Medienprodukten hängt immer noch von den
Beiträgen ihrer klugen Köpfe ab. Und nicht von der
technischen Infrastruktur oder von einem hoch -
modernen Redaktionssystem. Und: Autorinnen und
Autoren sollen von ihrer Arbeit leben können. Es ist
nur recht und billig, dass Menschen, die an einem
Produkt mitwirken, an der damit erzielten Wert-
schöpfung beteiligt werden. Man nennt es soziale
Marktwirtschaft. Oder auch: Respekt und Anstand.

Klaus Schrage ist Betriebsratsvorsitzender bei der
Nürnberger Presse und als Blogger „Hirndübel“ aktiv.
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In Stuttgart gingen Festangestellte und Freie auf die Straße um für den Erhalt 
Ihrer Arbeitsplätze und adäquate Bezahlung zu demonstrieren (Seite 4 und 11–16).
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Die einen setzen auf ein „großes Zukunftspotenzial
regionaler und lokaler Medien“ und nennen ihren
Plan „Madsack 2018“ (S. 12/13). Die anderen –
DuMont Schauberg – haben ein „Neuausrichtungs-
programm“ aufgelegt (S. 11). Die Funke Medien-
gruppe (S.14) versichert bei täglichen neuen Kauf-
und Verkaufsnachrichten ihren Glauben an Print als
„Träger lokaler Informationen“ und der Zeitungsver-
legerverband bastelt an einem „Tarifwerk Zukunft“
während der laufenden Tarifrunde für Redakteurin-
nen und Redakteure (S. 4). Aber wie sieht sie aus,
diese Zukunft? 

Schaut man hinter diese wohlklingenden Bekun-
dungen, scheint ihnen allen gemeinsam, dass Print-
medien künftig mit weniger Vielfalt an Ausgaben,
Themen und Meinungen, vor allem aber mit weniger
und mit schlechter bezahlten Medienbeschäftigten
auskommen wollen. Diese sollen dann Print und
Online mit hochqualitativem Journalismus füllen
und das Verlagsgeschäft „effizient“ gestalten. Bei
Madsack werden 18 Tageszeitungen einen Mantel
haben, der in einer Zentralredaktion produziert wird.
DuMont Schauberg lagert in Berlin und Köln Ver-
lagsbereiche in tariffreie Zonen aus und kündigt den
Haustarifvertrag der Berliner Zeitung. Und in den
Tarifverhandlungen ging es bisher nur um Abstriche
an Bisherigem, ein konkretes Angebot für mehr Ge-
halt und Honorar kam auch in der vierten Runde
nicht auf den Tisch. Ein „Regionalisierungskonzept“
der Verleger wirft Umsetzungsfragen auf und lässt
vor allem viele Beschäftigte über Jahre mit Gehalts-
erhöhungen außen vor. Geht es hier noch um guten
Journalismus? 

Die dju in ver.di hält daran fest, dass es ihn auch
künftig geben muss und geben wird. Deshalb will sie
auf ihrem 27. Journalistentag am 30. November den
Blick von dem täglichen Sparszenarium der Verleger
abwenden und gute Ideen für modernen Journalis-
mus diskutieren. Gedeihen kann dieser jedoch auch
in Deutschland nur in einem Klima von bedingungs-
loser Pressefreiheit. Überwachung und das Ausspio-
nieren von Journalisten wirken dem entgegen. Des-
halb war es M wichtig, das zweifelhafte und bereits
von Richtern als gesetzwidrig eingestufte Vorgehen
deutscher Geheimdienste gegen Kolleginnen und
Kollegen unter die Lupe zu nehmen. (Titel S. 6 bis 9) 

Karin Wenk, verantwortliche Redakteurin
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SERVICE 
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In der Türkei sind 
64 Journalisten in Haft,
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In den Tarifverhandlungen für Tageszeitungsredaktio-
nen verweigern die Verleger noch immer ein konkre-
tes Angebot. „Das Rätselraten, über welche Summen
wir eigentlich sprechen, hält an“, erklärte der stell-
vertretende ver.di-Vorsitzende, Frank Werneke, nach
der vierten Verhandlungsrunde für die rund 14.000
Redakteurinnen und Redakteure bei Tageszeitungen. 

Als „Tarifwerk der Zukunft“ bezeichnet der Bundes-
verband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) seine
Vorstellungen, die sich sehr schnell als Forderung
nach massiven Verschlechterungen und spürbaren
Einschnitten für Zeitungsredakteurinnen und -redak-
teure entpuppten. Öffentlich angekündigt war für die
dritte Verhandlungsrunde ein komplett überarbeiteter
Tarifvertragsentwurf. Vorgelegt wurde von den Verle-
ger-Vertretern nur ein vierseitiges Eckpunkte-Papier
mit wenig Konkretem. Ein Angebot für eine Gehalts-
erhöhung kam weder in der dritten noch in der vier-
ten Verhandlungsrunde am 29. Oktober in Frank-
furt/Main auf den Tisch. Was sich anhand der vorge-
legten Eckpunkte abzeichnet, ist das Beharren der
BDZV-Vertreter auf differenzierten Gehältern entspre-
chend eines Kaufkraftindexes in einer Region, ohne
zu beziffern wie eine Gehaltsentwicklung überhaupt
aussehen könnte. Verlangt werden Abstriche bei der
Urlaubsdauer, beim Urlaubsgeld und der Jahresleis-
tung. Auf eine Stufensteigerung nach Berufsjahren
müsste nach Vorstellung des BDZV die überwiegende
Mehrheit der Redakteurinnen und Redakteure ver-
zichten oder erst mal 15 Jahre warten. 

Auch in der vierten Runde ließen die Verleger kei-
nen Zweifel daran, dass ihr Ziel spürbare Kürzungen
sind. Um das zu erreichen, setzten sie auf unterschied-
liche „Stellschrauben“. Am Konkretesten wurden sie
Ende Oktober in Bezug auf einzelne Regelungen im
Manteltarifvertrag. So sollen etwa das Urlaubsgeld, die
tarifliche Jahresleistung oder beides zuerst um einen
noch nicht bezifferten Wert gekürzt werden. Die da-
raus resultierenden Beträge sollen dann als Fixbeträge
im Manteltarifvertrag (MTV) stehen und nicht dyna-
misiert, also eingefroren werden. Mit einer Öffnungs-
klausel soll es möglich werden, auf betrieblicher
 Ebene im Rahmen der erzwingbaren Betriebsverein-
barung, die verbleibenden Beträge für Jahresleistung
und Urlaubsgeld in einem festzulegenden Korridor er-
folgsabhängig auszugestalten. Ziel des BDZV sei es auf
jeden Fall, bei der Jahresleistung und beim Urlaubs-
geld sowie über eine Neugestaltung der Gehaltsgrup-
pen sowohl sofort als auch langfristig Kosten zu sen-
ken, heißt es in der aktuellen dju-Tarifinformation.

Insgesamt sei die Aufstellung der Verleger in die-
ser Tarifrunde enttäuschend. „Abbau statt Zukunft ist
die Devise. Von einer auf zeitgemäßes Arbeiten in den
Redaktionen ausgerichteten Tarifpolitik erwarte ich,
dass sie dem Reallohnverlust der Journalistinnen und
Journalisten mit spürbaren Gehaltserhöhungen Rech-
nung trägt und Online- wie Printredakteuren ange-
messene Perspektiven in ihrer beruflichen Laufbahn
eröffnet“, sagte Frank Werneke. 

Die dju in ver.di habe in den Verhandlungen immer
wieder bekräftigt, keine materiellen Verschlechterun-
gen zu vereinbaren. Mit dieser Prämisse gehe die Ver-
handlungskommission auch in die fünfte Verhand-
lungsrunde am 11. November in Berlin. „Mit einem
Forderungspapier, das wir gemeinsam mit dem DJV
vorlegen werden, wollen wir deutlich machen, dass es
uns neben spürbaren Erhöhungen der Gehälter und
Honorare, neben einer Ausweitung des Geltungs -
bereichs unserer Tarifverträge auf die steigende Zahl
der Online-Redakteurinnen und -Redakteure und ei-
ner Modernisierung der Volontariate darum geht, die
Bedingungen für die Kolleginnen und Kollegen insge-
samt zu verbessern: Zum Beispiel durch angemessene-
re Zuschläge für Wochenendarbeit“, wird in der Tarif-
information bekräftigt.                                      wen n

➧  Weiterlesen im Netz

Eine ausführliche Bewertung der vorliegenden Arbeitgeber-
Ideen: http://tinyurl.com/krotqjj
dju-Tarifinfo: http://dju.verdi.de/geld/tarif-news
Kampagne: Jetzt rein in die dju! https://dju.verdi.de/rein 
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Zeitschriftenredaktionen: 
Verhandlungen erneut ergebnislos vertagt
Die Tarifverhandlungen für die rund 9.000 Redakteurinnen und Redakteure, die in deutschen
Zeitschriftenredaktionen, für  Publikums- und Fachzeitschriften und konfessionelle Presse
 arbeiten, sind auch in der zweiten Runde am 29. September  ergebnislos vertagt worden. 
Der Verhandlungsführer dju in ver.di, Matthias von Fintel, kritisierte, dass der Verband Deutscher
Zeitungsverleger (VDZ) erneut kein konkretes Angebot vorgelegt habe: „Wir können unseren
Kolleginnen und Kollegen unmöglich in den kommenden Jahren Reallohnverluste zumuten. Das
ist der Leistung, die in den Redaktionen täglich erbracht wird, nicht angemessen und entspricht
auch nicht der wirtschaftlichen Situation der Branche, die mehrheitlich stabil ist“, sagte von Fin-
tel. Er erwarte, dass die VDZ-Vertreter in der dritten Verhandlungsrunde am 25. November in
Hamburg ihre Vorstellungen für spürbare Gehaltserhöhungen darlegten.
Die dju in ver.di fordert eine Erhöhung der Gehälter um sechs Prozent und die Einbeziehung von
Online-Redakteurinnen und -Redakteuren in den Geltungsbereich der Tarifverträge. PM n

Abbau statt Zukunft
Verleger halten an Kürzungszielen fest – kein konkretes Gehaltsangebot

Protestbesuch bei dem in
Bronze gegossenen Altbun-
deskanzler und Journalisten
Willy Brandt (vorn, 3. von
links) vor dem Nürnberger
Pressehaus. Sein Aufruf an
die Verleger lautet: „Mehr
Qua lität wagen.“ Deutlich
war auch die dju-Devise 
zu sehen: „Wir lieben Jour -
nalismus!“



Abschied von Jörg Tuschoff
Im Alter von nur 66 Jahren ist der Hagener Journalist Jörg
Tuschhoff gestorben. Die dju NRW trauert um ihren en -
gagierten Kollegen. Er war so wie man sich einen Journa-
listen und Gewerkschafter wünscht: Gradlinig, unnach-
giebig, kämpferisch. Leidenschaftlich.
Über eine Schriftsetzerlehre fand der gebürtige Gevels-
berger zum Journalismus. Er machte ein Volontariat bei
der Gevelsberger Zeitung. 1973 folgt dann die Festanstel-
lung als Redakteur der Westfälischen Rundschau (WR),
für die er als Lokalredakteur jahrzehntelang in Hagen 
arbeitete. 1966 wurde er Mitglied der SPD und der Ge-
werkschaft Druck und Papier. In den achtziger Jahren übernimmt er für fünf Jahre den
Vorsitz des Betriebsrates der WR. Danach gibt er das Amt für 23 Jahre an den späteren
dju-Bundesvorsitzenden Malte Hinz ab. Erst als dieser Ende 2008 zum Chefredakteur
ernannt wird, lässt sich ver.di-Mitglied Tuschhoff wieder als erster Vorsitzender in die
Pflicht nehmen.
Gemeinsam mit seinem Betriebsrat muss er dann den Abbau von 300 Redakteursstellen
bei den NRW-Zeitungstiteln der WAZ-Mediengruppe sozialverträglich organisieren.
2010 geht er in den Ruhestand, engagiert sich für die dju im Deutschen Presserat und
kümmert sich mit großer Hingabe um das Emil-Schumacher-Museum in Hagen. (fbi)

Jugendmedientage in Berlin:
Mehr als Worte
Rund 400 Jugendliche trafen sich vom 24. bis 27. Oktober 2013 zu den Jugend-
medientagen der Jugendpresse. Die viertägige Veranstaltung mit Diskussionen
und Workshops, aber auch Party, Besichtigungen und Besuchen in zahlreichen
Berliner Redaktionen stand unter dem Motto „Mehr als Worte“. Am Freitag
gesellten sich zur Medienmesse im ewerk noch zahlreiche Schulklassen aus
Berlin und Brandenburg zu den jungen Medienmachern. Auch die dju war mit
einem Infostand auf der Medienmesse vertreten. Trotz des Trubels kam es zu
zahlreichen, teils sehr intensiven Gesprächen von Renate Gensch (Foto) und
Susanne Stracke-Neumann mit den Jugendlichen, die im Journalismus ihr Be-
rufsziel sehen. 

Die Jugendpresse Deutschland hat zirka 15.000 Mitglieder und veranstal-
tet bundesweit etwa 500 Seminare, Workshops und andere Veranstaltungen
pro Jahr. Um das zehnjährige Bestehen der Jugendpresse Deutschland durch
die Fusion aus zwei Verbänden zu feiern, war die Jugendpresse zum zweiten
Mal mit den Jugendmedientagen an ihrem Gründungsort Berlin zu Gast –
nicht nur im ewerk, sondern auch im dbb-Forum, in der Hochschule für Medien,
Kommunikation und Wirtschaft sowie im ZDF-Hauptstadtstudio. Zur Eröff-
nung forderte Christian Fuchs – selbst ein ehemaliger Teilnehmer an Jugend-
medientagen und inzwischen preisgekrönter Autor – die jungen Leute auf, viel
zu reisen, auch in harten Zeiten durchzuhalten und ihren natürlichen Vor-
sprung in Social Media in den Redaktionen in Ideen für gute Artikel umzu -
setzen. Auf sehr zwiespältige Reaktionen stieß das deutsche „Aushängeschild“
der Huffington Post, Cherno Jobatey, der erklärte, seine Blogger würden mit Auf -
merksamkeit von 50.000 bis 400.000 Lesern bezahlt statt mit Geld.        sus n
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Gleiche Rechte für
Journalistinnen
IJF fordert zu Spenden auf

Weltweit sehen sich Journalistinnen besonderen Pro-
blemen ausgesetzt. Sie werden bei der Besetzung von
Führungspositionen benachteiligt. Oft sind ihre Ge-
hälter niedriger und es fehlen die Voraussetzungen für
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Viele Kolle-
ginnen sind Diskriminierung und Gewalt ausgesetzt.
In Konfliktzonen stehen sie unter erhöhtem Druck.
Für die Internationale Journalisten-Föderation (IJF) ist
die Gleichberechtigung ein zentrales Anliegen in ih-
rem Programm. Um die Arbeit zu forcieren, hat die IJF
ein Sonderkonto eingerichtet. Sie bittet um Spenden
auch von einzelnen Mitgliedern der nationalen Jour-
nalistengewerkschaften. 

Über die Verwendung der Sondermittel entschei-
det der IJF Gender Council demokratisch. „Jetzt gibt
es die Gelegenheit, mit den Kolleginnen praktische
Solidarität zu üben“, so unser dju-Mitglied Wolfgang
Mayer vom IJF Administrative Committee. „Jeder
Euro hilft. Warum nicht bei Einladungen zu Geburts-
tagen die Gäste um eine Spende statt Geschenken bit-
ten? Warum nicht Geld für ein Silvesterfeuerwerk lie-
ber in Hilfe für Kolleginnen stecken?“
Die Kontodaten: IFJ Gender account
IBAN: BE86 0017 0871 8250  ·  BIC: GEBABEBB

EU für Schutz von
Whistleblowern
Das Europäische Parlament hat am 23. Oktober 2013
mit überwältigender Mehrheit auf Basis des Berichts
des CRIM-Sonderausschusses gegen organisiertes Ver-
brechen, Korruption und Geldwäsche einen Ent-
schließungsantrag angenommen. Ein wichtiges
 Instrument im Kampf gegen organisierte Kriminalität
ist dabei der Schutz von Whistleblowern. Neben einer
Analyse der gegenwärtigen Situation enthält der
 Beschluss des Parlaments auch zahlreiche konkrete
Aufforderungen an die Mitgliedstaaten und die Euro-
päische Kommission, konkrete Maßnahmen in An-
griff zu nehmen. Das deutsche Whistleblower-Netz-
werk begrüßte diese Positionierung und erwarte
 besonders von der künftigen großen Koalition einen
„effektiven Whistleblowerschutz auch in Deutschland
durch klare gesetzliche Regelung sicherzustellen“. Der
CRIM-Beschluss fordert die Europäische Kommission
auf, noch in diesem Jahr einen Gesetzgebungsvor-
schlag für ein umfassendes Whistleblower-Schutzpro-
gram vorzulegen. Gefordert wird auch, die Möglich-
keiten für anonyme Korruptionsanzeigen auszuwei-
ten und das Schaffen vertraulicher Kanäle. Darüber
hinaus erkennt das Europäische Parlament auch die
wichtige Rolle von Journalisten und NGOs bei der
Aufdeckung von Korruption, Betrug und organisierter
Kriminalität an, die ihre Informationen vielfach von
Whistleblowern erhalten. (Vollständiger Bericht:
http://bit.ly/1diHTha; siehe auch M 6/2013) PM/Red. n
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Sie haben Informationen auszuwerten über „sicher-
heitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten
… für eine fremde Macht“, über Bestrebungen, „die
durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete
Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der
Bundesrepublik Deutschland gefährden“ oder „gegen
den Gedanken der Völkerverständigung“, speziell „ge-
gen das friedliche Zusammenleben der Völker“ gerich-
tet sind. Die Erfüllung dieses gesetzlichen Auftrages
hätte NSU-Morde und die flächendeckende Ausfor-
schung der deutschen Öffentlichkeit durch die NSA
und den britischen Geheimdienst verhindern sollen.
Die Journalistenüberwachung dagegen, so der nieder-
sächsische Innenminister Boris Pistorius, sei wegen
mangelnden Extremismusbezugs oder fehlender Rele-
vanz „nicht gerechtfertigt“ gewesen. Von jahrelangem
Fehlverhalten der Behörde sprach er gar. Schadensbe-
grenzung? Aufklärungswille? Es stelle sich ein struk-
turelles Problem, denn „solche Geheimorgane neigen
zu Verselbständigung, Willkür und Machtmiss-
brauch“, meint Rolf Gössner, einer der schärfsten Ver-
fassungsschutz-Kritiker hierzulande. Aus seiner Sicht
lässt sich die gesamte Historie der Institution „auch
als Geschichte von Skandalen und Bürgerrechtsverlet-
zungen schreiben“. Er spricht aus eigener Erfahrung!

Der Fall Gössner: 38 Jahre unter
Dauerbeobachtung

Immer wieder habe er „Merkwürdigkeiten“ feststellen
müssen – geöffnete Briefe etwa oder seltsam ausge-
fragte Nachbarn. Endlich fragte der Rechtsanwalt und
Publizist selbst beim Bundesamt für Verfassungsschutz
nach und erhielt 1996 ein lückenhaftes Personendos-
sier, das bis 1970 zurückreichte: Rolf Gössner war be-
reits als 22jähriger Student der Rechts- und Politikwis-
senschaften überwacht worden. Wohl, so hieß es spä-
ter, weil er drei Monate im Vorstand des Sozialdemo-
kratischen Hochschulbundes sowie im AStA der Uni
Freiburg aktiv war. Ein ganzes Netzwerk von Zuträ-
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Der Sportjournalist Ronny
Blaschke wird 2013 mit dem
Julius-Hirsch-Ehrenpreis des
Deutschen Fußballbunds ge-
ehrt – für seine Recherchen
und das Buch „Angriff von
Rechtsaußen. Wie Neonazis
den Fußball missbrauchen“.
Zwischen dem Juryspruch
Ende August und der Preis-
verleihung am 11. Oktober
erhielt Blaschke einen Anruf

der niedersächsischen Verfassungsschutz-Präsidentin
Maren Brandenburger, die ihm von Überwachung be-
richtet: „Plötzlich muss ich mich rechtfertigen. Die
Speicherungen sind gelöscht, der Verdacht aber
bleibt“, erlebte Blaschke die Tage danach. Es sei „zu
erwarten, dass Informanten sich nach der Sache mit
dem Verfassungsschutz zurück ziehen. Oder zumin-
dest verhaltener argumentieren“, mutmaßte er zu
Auswirkungen auf seine Arbeit. Für Blaschke als Ver-
wechslungsopfer scheint der Alptraum nach knapp
zwei Wochen vorüber. Für mindestens sechs andere
Journalisten dauert er an: Sie wurden über Jahre aus-
gespäht – wenn nicht mit V-Leuten oder Telefonüber-
wachung, so doch verdeckt und mit geheimdienstli-
chen Mitteln. Sie sind als Verfassungsfeinde behandelt
worden und wissen weder warum noch wie. Und das
– nach allem, was man weiß – weil sie ihrer Profession
nachgingen, recherchiert, berichtet, eingeordnet ha-
ben, zumal auf undurchsichtigem, latent gewaltberei-
tem Terrain. 

Nicht gerechtfertigt. Der Verfassungsschutz hat –
nach allem was man weiß – seine eigentliche Arbeit
nicht gemacht. Aufgabe der Verfassungsschutzbehör-
den des Bundes und der Länder ist laut Gesetz „die
Sammlung und Auswertung von Informationen …
über Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung, den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind“.

TITEL

Der Verfassungsschutz hätte sich besser mit der NSU befassen sollen, statt sie
und andere Journalisten auszuforschen, meint Andrea Röpke, die mindestens
sechs Jahre überwacht wurde. Der jüngste Skandal in Niedersachsen gibt all 
jenen Recht, die kritisieren: Der Inlandsgeheimdienst sei unfähig oder unter -
lasse zu tun, wozu er gesetzlich ver pflichtet ist. Dagegen überschreite er zu 
oft die Grenzen des Erlaubten. Die Behörde sei unkontrollierbar und auf dem
rechten Auge weitgehend blind. Die Journalistenüber wachung verstärkt ein
Legitima tionsproblem.

Von Nora Paunsdorff

Grenzüberschreitung
im Geheimen

Ganz nah dran – 
Demo gegen Überwachung
im Juli 2013 vor dem
BND-Neubau in Berlin
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gern und Überwachern wurde in der Folge gegen ihn
aktiv. Was sie zusammentrugen, erschien Gössner als
„Sündenregister“ von Artikeln, Reden und Interviews,
die in den „falschen“, weil vermeintlich linksextre-
men, Publikationen veröffentlicht waren. Er erkannte
aus den Akten ein „aus allen zeitgeschichtlichen Zu-
sammenhängen herausgerissenes Konstrukt mit abs-
trusen Anschuldigungen“. Obgleich er Jahrzehnte in
seiner Biografie zurückging, fand er in Selbstprüfung
„nichts, was über die Wahrnehmung von Grundrech-
ten wie etwa der Meinungsfreiheit, der Pressefreiheit,
der Berufsfreiheit oder der informationellen Selbst -
bestimmung hinausging“, wie er 2012 in einem ZEIT-
Interview resümierte. Er klagte 2006 vor dem Kölner

Verwaltungsgericht auf volle Auskunft über die Aus-
spähung und die Feststellung ihrer Rechtswidrigkeit.
Seine Personenakte beim Verfassungsschutz umfasste
2000 Seiten, war aber zu über 85 Prozent geschwärzt,
unleserlich gemacht oder manipuliert. Aus Gründen
des Quellenschutzes oder des Staatswohls, wurde be-
hauptet. Da Gössner eine Freigabe der geheim gehal-
tenen Teile auch vor dem Bundesverwaltungsgericht
nicht durchsetzen konnte, verlangte er später die
komplette Löschung aller Daten. Er erreichte 2008,
dass die Überwachung eingestellt wurde. Die Welt-
und Sachlage habe sich geändert, hieß es plötzlich. 

Ein Urteil des Verwaltungsgerichts Köln vom Feb-
ruar 2011 erklärt die gesamte 38jährige Überwachung
Gössners für unverhältnismäßig und grundrechts -
widrig. Alles was ihm an Äußerungen vorgeworfen
wird, sei durch freie Meinungsäußerung nach Artikel 5
Grundgesetz gedeckt. Gegen diesen Richterspruch ist
Zulassung auf Berufung beantragt. Rechtskräftig ist
dagegen ein Urteil des Verwaltungsgerichts Düssel-
dorf, das die Speicherung von personenbezogenen
Daten des Publizisten durch den Verfassungsschutz
Nordrhein-Westfalen für rechtswidrig erklärt. Gössner
war ab 1980 Redakteur der taz in Bremen und Mitini-
tiator der Bewegung  gegen die Volkszählung. Er pro-
movierte 1993 zum Dr. jur., veröffentlichte Bücher zu
den Themen Innere  Sicherheit und Bürgerrechte,
 arbeitet als parlamentarischer Berater und Sachver-
ständiger, war Lehrbeauftragter an verschiedenen

Universitäten, ist Mitherausgeber des „Grundrechte-
Reports“. Er war Erstbeschwerdeführer gegen die Vor-
ratsdatenspeicherung vor dem Bundesverfassungsge-
richt, ist Jurymitglied für den „BigBrother-Award“ und
 Mitinitiator der jährlichen Datenschutz-Demo „Frei-
heit statt Angst“. Auch „scharfe, provokante oder po-
lemische Kritik an Staat, Polizei und Geheimdiens-
ten“, zu der er sich bekennt, dürfe nach seiner Über-
zeugung nicht dazu führen, „als Staatsfeind unter
Dauerbeobachtung gestellt zu werden“. 

Der Fall Lorscheid: Anspruch auf 
Auskunft, nicht Akteneinsicht

Mindestens so abstrus erscheint das Überwachungs-
szenario, mit dem sich ein Kölner Journalistenkollege
bis heute auseinanderzusetzen hat. Ihn nahm – be-
sonders fragwürdig – der Auslandsgeheimdienst über
Jahrzehnte ins Visier. Helmut Lorscheid hat es schrift-
lich: „Ihnen ist … eine vollumfängliche Auskunft über
die beim BND zu Ihrer Person vorhandenen Daten/
Unterlagen zu erteilen“, schrieb ihm der BND Ende
April 2012. Auf einer knappen A4-Seite wird aufgelis-
tet, was man zugibt, in Pullach über ihn zu wissen. Da
sind Angaben, die schon aus dem Pass hervorgehen
oder frühere Wohnadressen betreffen. Dass Lorscheid
„zu einem hier unbekannten Zeitpunkt, in Köln tätig“
gewesen sei, mutet an wie ein Witz. Er arbeitete acht
Jahre freiberuflich für WDR-Fernsehsendungen, etwa
für „Markt“, „PlusMinus“ und „Monitor“. Das sollte
explizit in der BND-Akte wohl nicht stehen, obgleich
jeder Fernsehzuschauer es wissen konnte. Darüber hi-
naus ist der Bescheid alles andere als spaßig: Er belegt,
dass bis in die 1970er Jahre zurück Daten über Lor-
scheid gesammelt wurden, über die er zwar nach § 7
Bundesnachrichtendienstgesetz einen Anspruch auf
Auskunft habe, nicht jedoch auf Akteneinsicht. Einen
solchen gegenüber dem BND habe „der Gesetzgeber
nicht vorgesehen“, bekräftigt das dortige Justiziariat. 

Fragwürdig. Zunächst darf man sich fragen, wieso
überhaupt der Auslandsnachrichtendienst BND Daten
über einen seit 30 Jahren fast ausschließlich im Inland
tätigen Journalisten sammelt? Zumal nach dem so -
genannten Journalistenskandal des BND 2005 um
Erich Schmidt-Eenboom. Lorscheid hat nach Ursa-
chen geforscht, warum auch er zum Überwachungs-
objekt geworden sein könnte. Auf Grund der Tat -
sache, dass die DDR-Staatssicherheit versuchte, ihn in
ihre Dienste zu nehmen? Allerdings hat er dem Miel-
ke-Ministerium seinerzeit die Absage per Postkarte
und damit sehr öffentlich ins Haus geschickt. Wegen
beruflicher Kontakte zu Wallraff oder Schmidt-En-
boom? Oder sollte zutreffen, was die Bundesregierung
im September 2013 auf eine Abgeordnetenanfrage be-
schied, dass „sich Herr Lorscheid damals [1984] im
Umfeld einer Zielperson des BND bewegte“? Egal, der
Journalist ist sicher: „Nichts von all dem rechtfertigt
eine jahrzehntelange BND-Beobachtung.“ Dass sein
aktives Engagement gegen Apartheid und seine hart-
näckigen Recherchen zu Rüstungsexporten die Aus-
späher auf den Plan riefen, hält er für am wahrschein-
lichsten. Immerhin archiviert man in Pullach auch
Rechercheanfragen Lorscheids an die Rüstungsprodu-
zenten Dornier und Team Industries Maschinenhan-
del aus den Jahren 1983 und 1984: „Ich habe seiner-
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  Ersatzlos weg?

Mehrere Bürgerrechtsorgani-
sationen, darunter die Inter -
nationale Liga für Menschen-
rechte, die Humanistische 
Union und ein Arbeitskreis 
Kritischer Juragruppen, veröf-
fentlichten am 20. September
2013 ein gemeinsames 
Memorandum zur Auflösung
des Verfassungsschutzes. 
Sie fordern „durchgreifende
rechtspolitische Konsequen-
zen“ und argumentieren, 
dass keine Sicherheitslücken
entstünden, wenn die Verfas-
sungsschutzbehörden ersatz-
los verschwänden. www.
verfassung-schuetzen.de

Lange Schatten schon 
2010 beim Richtfest der 
neuen Zentrale des BND in
der Hauptstadt
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zeit intensiv Brüche des Waffenlieferungs-Embargos
der UN gegenüber dem Apartheid-Regime in Südafri-
ka untersucht. Auch zu Rüstungsexporten in die Tür-
kei und nach Griechenland habe ich recherchiert.“
Dass später Waffenlieferanten verurteilt wurden und
dass es seit 1999 den jährlichen Rüstungs -
exportbericht der Bundesregierung gibt, dafür habe er
wesentlich „mit gesorgt“.

Zusätzlich obskur: Aus der Zeit Anfang der 1980er
Jahre findet sich in den BND-Akten eine Auskunft des
Bundesamtes für Verfassungsschutz zu Lorscheid. Sie
wurde wohl auf dem Wege der „Amtshilfe“ übermit-
telt. Der Bundesnachrichtendienst betont ausdrück-
lich, dass es sich nicht um eigene, sondern „um Er-
kenntnisse des BfV handelt“. Der Journalist hat über-
dies Hinweise, dass früheste über ihn gesammelte Un-
terlagen bis in seine Lehrlingszeit zurückreichen. Ob
sie beim BND oder vom Verfassungsschutz gesammelt
wurden, kann er selbst nicht in Erfahrung bringen, da
ja sein Auskunftsanspruch ausgeschöpft ist und beim
Verfassungsschutz Daten gelöscht wurden. Damit will
er sich ebenso wenig abfinden wie mit der „rechtlich
fragwürdigen Kooperation von Verfassungsschutz und
BND“ in seinem Fall. An das Parlamentarische Kon-
trollgremium hat er sich bereits 2012 gewandt. Bun-
destagsabgeordnete haben zu seinem Fall Anfragen
gestellt. Gegenüber M versichert der BND am 28. Ok-
tober: „Es findet keine Überwachung von Mitgliedern
der Bundespressekonferenz und anderer in Deutsch-
land aufhältiger Journalisten“ statt. Die Frage nach
dem weiteren Umgang mit Lorscheids Akte wurde
nicht beantwortet. Es gab lediglich den Hinweis auf
das Gesetz, dass man „personenbezogene Daten spei-
chern, verändern und nutzen“ dürfe. Nur der Voll-
ständigkeit halber sei noch vermerkt, dass das dju-
Mitglied auch für Spiegel, Stern und taz gearbeitet hat
und jetzt u.a. wieder für den WDR tätig ist. Mit weni-
gen Unterbrechungen gehört Helmut Lorscheid seit
1982 der Bundespressekonferenz an. Zwischen 1996
und 1998 war er für die Fraktion Bündndis90/Die
Grünen als wissenschaft licher Mitarbeiter im „Pluto-
nium“-Untersuchungsausschuss des Bundestages tätig
und musste sich dabei selbst den strengen Bestim-
mungen der Geheimschutzordnung des Parlaments
verpflichten. „Im Gegensatz zu den Schlapphüten ha-
be ich nichts zu verbergen“, sagt Lorscheid.

Der Fall Budler: Gezwungen 
zu absurder Spiegelfechterei

Der Kalte Krieg ist längst vorbei, die Pressefreiheit
auch im öffentlichen Bewusstsein ein hohes Gut, soll-
te man meinen. Dennoch sorgen Beschlagnahme -
aktionen der Polizei – jüngst war der taz-Journalist
Martin Kaul ein inzwischen rehabilitiertes Opfer –
und eben Geheimdienst„pannen“ immer wieder für
Schlagzeilen. Auch dieses Beispiel aus Niedersachsen:
Kai Budler ist seit 2000 Redakteur beim Göttinger
Stadtradio. Er arbeitet auch für andere Medien, spe-
ziell auf seinem Spezialgebiet Rechtsextremismus. Als
Berichterstatter fuhr er im Februar 2011 nach Dres-
den. Mehrere Tausend Menschen protestierten dort
gegen eine Nazi-Demo. Ein Kollege machte ihn auf-
merksam und die taz veröffentlichte damals, dass die
Polizei in Dresden großflächig Handy-Daten abge-
schöpft habe. Ob auch seine eigenen darunter waren,

wollte Budler wissen und fragte bei verschiedenen Po-
lizei- und Staatsschutzbehörden nach. Dabei stellte
sich letztlich heraus, dass der Verfassungsschutz in
Niedersachsen seit 1997 Daten über ihn sammelt (s.
M 12/2011). Teilnehmer einer Anti-Atom-Demonstra-
tion nach Fukushima soll er noch im März 2011 ge-
wesen sein, so die Auskunft der Behörde. „Ich war da,
um darüber zu berichten“, erklärt Budler. „Für die Be-
obachtung ist nicht relevant, ob jemand Journalist ist
oder einer anderen beruflichen Tätigkeit nachgeht.
Wir beobachten ihn nicht in der Funktion, der Eigen-
schaft als Journalist“, verkündete seinerzeit Maren
Brandenburger noch als Pressesprecherin des nieder-
sächsischen Verfassungsschutzes, wo man Budler als
„Teil einer linksextremistischen Bewegung“ einordne-
te. Mit dem Hörfunk-Journalisten solidarisierten sich
Ende 2011 Vertreter von Stadtrat und Kreistag und
verurteilten in einer Resolution die Ausspähung. Da-
von ist sie freilich nicht aus der Welt. Budler sieht sich
beruflich eingeschränkt und pocht auf Pressefreiheit.
„Wir haben in Göttingen eine breite und bunte Pro-
testkultur. Ich muss bis heute damit rechnen: Jedes
Mal, wenn ich hingehe und berichte, wird meine Akte
dicker“, so der Reporter. Mehrere Einträge aus den Ver-
fassungsschutz-Akten beziehen sich eindeutig auf sei-
ne journalistische Arbeit. Weitere sind gesperrt. Nach
Intervention des Landesdatenschutzbeauftragten
musste der Geheimdienst zwei weitere Datensätze he-
rausgeben. Der Rest bleibt unzugänglich. Wirksam da-
gegen wehren und verteidigen kann sich Budler ohne
Datenkenntnis nicht. Bei der Polizeidirektion Göttin-
gen führte seine Nachfrage, die zuerst abschlägig be-
schieden wurde, „aus Anlass Ihres Auskunftser -
suchens“ dann zur Löschung dort gespeicherter An-
gaben. Gegen beide Sachverhalte hat der Journalist
mit ver.di-Rechtsschutz geklagt. Um die Datensper-
rung beim Verfassungsschutz aufzuheben, liefen in-
zwischen in zwei Instanzen sogenannte In-camera-
Verfahren, in denen die Geheimhaltungsbedürftigkeit
von Akten geprüft werden sollte. Inhalte werden den
Beteiligten nicht bekanntgegeben. „Das macht es vol-
lends absurd“, so Budler. „Du arbeitest dich ab gegen
etwas, wovon du nicht einmal weißt, was es ist.“ Wo-
möglich gehe es darum, V-Leute zu schützen. Denn
woher sonst sollten die Angaben über Demonstratio-
nen stammen, auf denen er gesehen worden sein soll,
aber nachweislich nie war. Die Quellen aber können
der Lüge nicht überführt werden, so lange die Akten
gesperrt sind. Erzwungene Spiegelfechterei. Budler
fordert die komplette Löschung aller widerrechtlich
über ihn gesammelten Daten beim niedersächsischen
Verfassungsschutz. Wie der entscheidende Termin vor
dem Verwaltungsgericht in Göttingen am 6. Novem-
ber (nach Drucklegung der M) ausgehen wird, ist für
seinen Anwalt Sven Adam deshalb „hoch spannend“. 

Weichenstellung. Die Überwachungsdebatte geht
weiter. Offensichtliches Versagen der Geheimdienste
wird womöglich mit Fehlern Einzelner, mangelnder
Ausstattung oder Regelungsdefiziten im Umgang mit
Daten begründet werden. Im Bundestagswahlkampf
verstummte die Debatte. Es wäre tatsächlich eine
 fatale Folge jüngster Ereignisse, wenn die deutschen
Geheimdienste mehr gestärkt als hinterfragt aus dem
selbst mit angerichteten Dilemma hervorgingen. Und
Journalisten sollten sich weder zu  Opfern noch zu
Duldern oder gar Mittätern machen lassen.              n
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M | Haben Sie aus Niedersachsen inzwischen Erkenntnis-
se über die Gründe, warum Ihre Mandanten jahrelang ge-
heimdienstlich überwacht wurden?
Sven Adam | Nein, nichts Bestätigtes. Das wird vermut-
lich noch ein paar Wochen dauern. Es gilt ja etliches
aufzuarbeiten.

Es hieß, die Journalisten seien weder abgehört noch mit
V-Leuten bespitzelt worden. Ist das glaubhaft?
Ich bewahre da eine natürliche Skepsis. Solange nichts
bewiesen wird, sind das schlicht nur Behauptungen.
Im Fall von Andrea Röpke gibt es inzwischen die ein-
deutige Erklärung der Behörde, dass die im März 2012
verfügte Löschung der Daten rechtwidrig war. Es deu-
tet sich an, dass dort Eintragungen nicht nur in der
Amtsdatei des Verfassungsschutzes, sondern auch in
Sachakten erfolgt sind. Deshalb lässt sich womöglich
einiges rekonstruieren. 

Ist das ein Ergebnis Ihrer Strafanzeige wegen Urkunden-
vernichtung?
Nein. Die Strafanzeige ist leider eher ein stumpfes
Schwert und beschäftigt zunächst nur die Staatsan-
waltschaft Hannover. Die müsste nun gegen das dem
Innenministerium unterstehende Landesamt für Ver-
fassungsschutz vorgehen. Mehr verspreche ich mir
verwaltungsrechtlich von den Anträgen, die wir auf
vollständige Rekonstruktion und Übermittlung aller
jetzt noch zur Verfügung stehenden Daten von Frau
Röpke an den Verfassungsschutz gestellt haben. Für
andere betroffene Journalisten haben wir ähnliche
Anträge gestellt. Ich weiß aber nicht, ob nach den
jüngsten Löschungen auf Weisung von Präsidentin
Brandenburger auch da noch Chancen auf eine Re-
konstruktion bestehen.

Journalisten als Berufsgeheimnisträger sind ja – wie
Rechtsanwälte, Ärzte oder Geistliche – eigentlich vor
Überwachung weitgehend geschützt. Wann darf gegen
sie überhaupt verdeckt ermittelt werden? 
Das Gesetz legt das leider nicht sehr klar fest. Die Ver-
hältnismäßigkeit muss gewahrt sein, heißt es in den
einschlägigen Gesetzen regelmäßig neben weiteren
auslegbaren Formulierungen. Allerdings gibt es jetzt
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur
jahrelangen rechtswidrigen Überwachung des Linken-
Abgeordneten Bodo Ramelow. Sie ist – obwohl auf
den Parlamentarierberuf gemünzt – auch auf Journa-
listen übertragbar. Die Verfassungsrichter erklärten am

9. Oktober 2013 in der Begründung, überwacht wer-
den dürfe nur, „wenn Anhaltspunkte dafür bestehen,
dass der Abgeordnete sein Mandat zum Kampf gegen
die freiheitlich-demokratische Grundordnung miss-
braucht oder diese aktiv und aggressiv bekämpft“. Ana-
log gilt das für die Berufsausübung von Journalisten.
Solange sie ihre Tätigkeit nicht in diesem Sinne miss-
brauchen, genießen Journalisten – besonders auch in
Ausübung der Pressefreiheit – Schutz vor staatlichen
Eingriffen und vor Überwachung. Das schließt ihre
Kontakte zu Quellen ein – egal, ob Whistleblower aus
Unternehmen oder Behörden oder Informanten tief
in bestimmten gesellschaftlichen Szenen. 

Wie kann man prüfen, ob nicht doch observiert wird?
Ich würde Journalistinnen und Journalisten, die in re-
levanten Bereichen recherchieren, tatsächlich raten,
regelmäßig entsprechende schriftliche Anfragen beim
Verfassungsschutz zu stellen. Ich selbst mache das
nun auch im Jahresrhythmus. Man kann formlos
nachfragen. Manche Behörden – etwa die Landes -
ämter in Baden-Württemberg und Thüringen, auch
der Bundesverfassungsschutz – verlangen zwar, dass
man ein berechtigtes Interesse nachweist. Grundsätz-
lich sind aber genau diese Anfragen der einzige Weg,
für sich selbst Transparenz herzustellen. 

Wirksame Prävention ist illusorisch?
So bitter das ist, der staatliche Schutz des Berufsstan-
des vor geheimdienstlichen Eingriffen reicht offenbar
nicht aus. Ein Allheilmittel gegen die umfassenden
Möglichkeiten eines eben geheim arbeitenden Diens-
tes gibt es nicht. Journalisten können nur persönlich
vorsorgen und sollten tun, was allen auf Privatsphäre
bedachten Bürgern zu raten ist: Ihre Kommunikation
absichern, auf Verschlüsselungstechniken bauen und
nicht alles am Telefon besprechen. 

Nach dem jüngsten Skandal: Was muss sich beim Ver -
fassungsschutz ändern?
In der bisherigen Gestalt eines unkontrollierbaren
und Daten offenbar willkürlich sammelnden Kraken
gehört er abgeschafft. Ich neige aber zu der Position,
den Verfassungsschutz so aufzustellen, dass er sich
ausschließlich aus öffentlichen Quellen bedienen
darf. Dann hätte man das Problem nachrichtendienst-
licher Mittel und der damit einhergehenden tiefen
Eingriffe in die Privatsphäre vom Tisch. Was auf jeden
Fall erforderlich ist, sind Konzepte zur wirksamen de-
mokratischen Kontrolle der Nachrichtendienste. An-
derenfalls werden wir immer wieder erleben, dass die-
se als Instrument zur Ausspähung des politischen Ge-
genübers statt zur Beobachtung verfassungsfeind -
licher Bestrebungen genutzt werden.                          

                                   Gespräch: Nora Paunsdorff n
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Natürliche Skepsis 
ist angebracht
Wie wehrt man sich gegen unrechtmäßige geheimdienstliche Überwachung? 

M sprach mit dem Göttinger Rechtsanwalt Sven Adam. Er vertritt fünf Journalisten
gegen den Verfassungsschutz, darunter Andrea Röpke, Kai Budler und den Sportjour-
nalisten Ronny Blaschke, der irrtümlich zum Kreis der jüngst in Niedersachsen Obser-
vierten gerechnet wurde. Seit kurzem ist bekannt, dass der Jurist selbst über Jahre
vom Verfassungsschutz bespitzelt wurde.

Rechtsanwalt Sven Adam:
„Journalisten können nur
selbst vorsorgen.“
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Die Ausgezeichneten von 
CineStar (v.l.n.r.): 
Sven Langensiepen 
(BR Mainz), 
Carina Engel 
(stellv. BRV Bamberg), 
Christian Hein (BRV Mainz)
und Christian Euler 
(BRV Bamberg).

Von Frank Bell | Sie waren die heimlichen Stars des
10. Deutschen Betriebsräte-Tages: Die Betriebsrats-
mitglieder Sven Langensiepen vom CineStar Mainz
und Carina Engel vom CineStar Bamberg berichteten,
wie die Beschäftigten in den beiden Multiplex-Kinos
es geschafft haben, Betriebsräte zu gründen, die sich
für ihre Interessen einsetzen. 

Es ist erst rund zwei Jahre her, da erhielten die Mitar-
beiter (140 in Mainz, 89 in Bamberg, die allermeisten
davon Studenten) 6,50 Euro Stundenlohn bei Arbeits-
zeiten bis zu zwölf Stunden. Fehlbestände in den Kas-
sen wurden einfach vom Lohn abgezogen. Urlaubs-
geld? Lohnfortzahlung im Krankheitsfall? Nachtzu-
schläge? Fehlanzeige! Wenn zu wenige Kinobesucher
kamen, schickten die Theaterleiter Personal einfach
wieder nach Hause. Geld gab es nicht. Als noch Ein-
sparmaßnahmen zu Lasten des Personals und der
Wegfall der Freikarten dazu kamen, war Schluss mit
lustig. Die Mainzer und Bamberger informierten sich
bei ver.di und Arbeitsrechtlern über ihre Möglich -
keiten. „Die Argumente der Gewerkschaft für die Grün-
dung eines Betriebsrates haben uns in Mainz über-
zeugt“, sagt Langensiepen (28), der noch bis Mitte
2014 Geografie und evangelische Theologie auf Lehr-
amt studieren wird. „Fast alle bei uns studieren und
verdienen im CineStar Geld zum Lebensunterhalt. Die
maximale Betriebszugehörigkeit beträgt drei Jahre, die
ständigen Nachrücker machen eine kontinuierliche
Betriebsratsarbeit nicht leicht. Deshalb wäre es gut,
wenn sich auch Festangestellte wählen ließen.“

Wie in Mainz wollte auch der Arbeitgeber in Bam-
berg einen Betriebsrat verhindern. Mit weichen Knien
hat der spätere Betriebsratsvorsitzende Christian Euler
(festangestellter Filmvorführer) seinem Chef das
Wahlausschreiben überreicht. 80 Prozent der Beschäf-
tigten beteiligten sich schließlich an der Wahl. Die
ersten Erfolge kamen rasch, etwa die Gleichstellung
der teil- und vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, die
Regelung der Mankogeld-Haftung, Lohnfortzahlung
im Krankheitsfall für geringfügig Beschäftigte, Dienst-
planregelungen. 

„Wir haben dann in Einigungsstellen erste Be-
triebsvereinbarungen abgeschlossen zu Dienstplänen,
Dienstkleidung, zur Regelung der digitalen Projektion,
zu Urlaubsgrundsätzen und zu Freikarten“, berichtet
Carina Engel (32) aus Bamberg. Sie hat auf Gymnasial-
lehramt studiert und eine Lehre zur Rechtsanwalts-
fachangestellten absolviert. Seit 2001 arbeitet sie ne-
benbei als Teamleiterin im CineStar Bamberg. Dort ist
sie seit 2011 stellvertretende BR-Vorsitzende und Mit-
glied im Gesamtbetriebsrat (GBR) der Greater Union
Filmpalast GmbH.

2012 streikten die Belegschaften in Bamberg und
Mainz monatelang erfolgreich für einen Tarifvertrag.
Der Arbeitgeber hatte Verhandlungen kategorisch ab-
gelehnt. „Die Streiks haben viel gebracht“, sagt Euler,
„auch wenn der Arbeitgeber Streikbrecher mit 70 Pro-
zent Streikprämie zusätzlich bar auf die Hand ent-
lohnt hat und Leiharbeiter ausgenutzt hat.“ Das habe

ihn immerhin eine sechsstellige Summe gekostet.
„Wir sind dabei, der Geschäftsführung die Mitbestim-
mung nahezubringen.“ Langensiepen und Euler be -
tonen dennoch die familiäre Atmosphäre, die gute
Zusammenarbeit mit den Thea terleitungen, das ange-
nehme Klima. „Die merken
jetzt auch, was der BR für die
Belegschaft tun kann und
wissen, dass wir ihnen selbst
auch helfen können“, sagt
Euler. Angesichts der Um-
stellung der Projektionstech-
nik von analog (Film) auf di-
gital (Dateien) verhandeln
die Betriebsräte Interessen-
ausgleich und Sozialpläne,
da der Beruf des Filmvorfüh-
rers ausstirbt.

Weitere Ziele der Bam-
berger und Mainzer: Ver-
handlungen über ein digi -
tales Zeiterfassungssystem,
 Arbeits- und Gesundheits-
schutz. „Natürlich müssen
wir auch die Einhaltung des
Tarifvertrages überwachen“,
sagt Engel, und ihrem Kolle-
gen Euler schwebt bereits
 eine Betriebsvereinbarung
zum Thema Mobbing vor.
Angesichts der Fluktuation
müssen beide Gremien sich
auch noch um die Kontinui-
tät der Arbeit sorgen, um die
Zukunft dieser erfolgreichen Betriebsräte zu sichern.
Langensiepen regt ver.di deshalb dazu an, Studenten
verstärkt mit Gewerkschaftsarbeit bekannt zu ma-
chen. Für ihn waren der Betriebsräte-Tag im alten
Bundestag in Bonn und die Vorträge absolut beein-
druckend, aber auch „sehr surreal und bewegend, weil
wir von den Anfängen, vom Aufbau einer Betriebs-
ratsarbeit berichtet haben, was die meisten Teilneh-
mer wohl eher nicht kennen.“ 

Doch genau das hat die anwesenden 300 Be-
triebsräte berührt. Und als Langensiepen und Engel
ihren Vortrag beendet haben, erheben sich alle von
ihren Sitzen, applaudieren lange, herzlich und heftig.
Klar, dass die Betriebsräte den erstmals ausgelobten
Publikumspreis bekommen werden für den „Aufbau
von Betriebsratsstrukturen in atypischen Beschäfti-
gungssituationen“. Klar auch, dass viele Teilnehmer
diese Anregungen für ihre Unternehmen mitnehmen
werden, etwa dort, wo es noch keine Betriebsräte gibt.
BR-Chef Euler aus Bamberg ist beeindruckt: „Wir sind
von 10.000 Jahren Betriebsratserfahrung hier im Saal
ausgezeichnet worden.“ Beeindruckt ist er aber auch
von den Projekten und Leistungen der anderen 13 no-
minierten Betriebsräte für den Betriebsrätepreis
(www.betriebsraetetag.de). „Der Betriebsräte-Tag hat
uns motiviert und Schubkraft gebracht.“                 n

10 M 7.2013

PORTRÄT

Neue Schubkraft
Standing Ovations für die Betriebsräte der CineStars Mainz und Bamberg
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Proteste vor dem Verlags-
haus am Berliner Alexander-
platz gegen die Kündigung
des Haustarifvertrags.

Bei DuMont Schauberg in Berlin und Köln wird massiv
gekürzt und ausgelagert. Im Kölner Verlag sind ein
Viertel der Beschäftigten von Kündigungen und Tarif-
flucht betroffen. Der Haustarifvertrag der Berliner Zei-
tung wurde gekündigt. 

Mit Köpfen wirbt die Berliner Zeitung seit kurzem. Das
„Besondere“ seien „die Menschen, die sie machen“.
Journalistische Kernkompetenzen beschwört Chefre-
dakteurin Birgit Fehrle, um das Blatt fit für die Zu-
kunft zu machen. Die Werbekampagne mit den Por-
träts von Redakteurinnen und Redakteuren startet,
nachdem in den vergangen Monaten mehr als 30
Journalisten ihren Hut nehmen mussten sowie Ver-
lagsbereiche geschlossen oder in tariffreie Gesellschaf-

ten ausgelagert wurden. Zudem erklärte die Geschäfts-
führung am 27. September die Kündigung des Haus-
tarifvertrages im Berliner Verlag (Berliner Zeitung, Ber-
liner Kurier) zum Jahresende. Ein erstes Gespräch zwi-
schen Gewerkschaften und Geschäftsleitung am 23.
Oktober brachte lediglich Sondierungen. Der Berliner
Verlag gehört mehrheitlich zum Medienkonzern M.
DuMont Schauberg (MDS). 

Tariflose Gesellschaften. Die in der Hauptstadt ge-
testete Spar-Strategie ist nun auch im Kölner Stamm-
haus (Kölner StadtAnzeiger, Kölner Kurier, Express) an-
gekommen: Am 25. September 2013 verkündete die
Geschäftsführung der geschockten Belegschaft ein
„Neuausrichtungsprogramm“. Erstmals seit Jahrzehn-
ten sind betriebsbedingte Kündigungen vorgesehen.
Dass die konfliktfreien Zeiten endgültig vorbei sind,
wurde in ersten Gesprächen zwischen Geschäftsfüh-
rung, Betriebsrat und Gewerkschaften noch klarer.
ver.di-Vize Frank Werneke protestierte gegen den „ka-
tastrophalen Kahlschlag“. Die „Zerschlagung des Ver-
lags M. DuMont Schauberg mittels Kündigungen und
Tarifflucht“ sei der falsche Weg. Der Plan sieht vor:
Mindestens 84 Vollzeitstellen, davon 34 aus dem
Druckzentrum, sollen 2014 betriebsbedingt abgebaut,
über 160 Beschäftigte in tariflose Gesellschaften aus-
gelagert werden. In einem ersten Schritt betrifft das
92 Beschäftigte aus Anzeigenabteilung, Verlagswer-
bung, Zeitungsverkauf und Kundenservice, die in die
bereits existierende tariflose Tochtergesellschaft MVR
Media Vermarktung Rheinland GmbH ausgegliedert
werden sollen. Danach sei der Übergang von weiteren
70 Kölner Beschäftigten aus Finanzbuchhaltung, Per-
sonalabteilung und Einkauf in die ausgegründete
MDS-Medienholding vorgesehen. Gleiches ist für die
entsprechenden Verlagsteile bei der Mitteldeutschen
Zeitung in Halle und im Berliner Verlag geplant. Be-
kannt war bereits, dass neun Kolleginnen und Kolle-
gen aus den bisherigen Online-Redaktionen von Köl-
ner StadtAnzeiger und Express in die tariflose Digital
Redaktion von DuMont Net wechseln sollen. Das Ab-
bauszenario betreffe etwa ein Viertel der jetzt noch
860 Beschäftigten, erklärt der stellv. Betriebsratsvor-
sitzende Heinrich Plaßmann. Dass Sozialplanverhand-
lungen geführt werden müssen, sei „unstrittig“. Auch
die Schaffung einer Transfergesellschaft habe die Ge-
schäftsführung bereits angedeutet. Allerdings wolle
die Interessenvertretung zunächst über Alternativen
debattieren und eigene Vorschläge einbringen, um
Kündigungen zu verhindern. Ein erstes Gespräch Mit-
te Oktober verlief nicht sehr ermutigend: „Man mach-
te uns klar, dass die Entscheidungen eigentlich gefal-
len sind“, so Plaßmann. Doch habe der Betriebsrat in
Abstimmung mit ver.di ein Vorschlagspaket erarbei-
tet, das am 12. November übergeben werden soll. Ar-
beitsorganisatorische Maßnahmen seien enthalten,
selbst der Verzicht auf Tarifbestandteile nicht tabu,
um auch über Abfindungs- und Altersteilzeitmodelle
verhandeln zu können. Die „Kampfansage“ werde an-
genommen.                                       Helma Nehrlich n

MEDIEN + WIRTSCHAFT

Katastrophaler Kahlschlag
DuMont Schauberg und sein „Neuausrichtungsprogramm“

Mehr Focus in Berlin
Teile der Focus-Redaktion ziehen bis zum nächsten Frühjahr von Mün-
chen an den neuen Verlagsstandort in Berlin. Neben den 27 Kollegen
im Hauptstadtbüro werden dann auch rund 25 Redakteure der Ressorts
Politik und Kultur am Potsdamer Platz arbeiten. Das verkündete Chef-
redakteur Jörg Quoos Anfang Oktober, der darin einen „entschlossenen
Schritt in die Zukunft sieht“. Noch im Juli hatte Burda bestätigt, dass
knapp zehn Prozent der Belegschaft des Nachrichtenmagazins abgebaut
werden sollen. Das sind etwa 10 bis 15 Stellen!
Die Produktionsfirma Spiegel TV macht ihren Berliner Standort am 
Pariser Platz zum 31. Dezember dicht. Als Grund wurde die fehlende
wirtschaftliche Perspektive angeben. Zuletzt hatte Spiegel TV die Aus-
schreibung der Deutschen Welle für die Sendung „Quadriga“ an den
Konkurrenten Cine Plus verloren. Betroffen von der Schließung sollen
acht Mitarbeiter sein. Künftig werde Spiegel TV in Berlin Medienberich-
ten zufolge nur noch sechs Beschäftigte haben, die zu Spiegel Online
in die Georgenstraße ziehen.                                                        Red. n
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„Fokussieren und Zentralisieren“ lautet die Devise
beim Umbau der Konzernorganisation. Erklärtes Ziel
ist es, 44 Millionen Euro einzusparen und im Jubi -
läumsjahr schöne schwarze Zahlen schreiben zu kön-
nen – der heutige Medienkonzern ging aus der 1893
als „Hannoverscher Anzeiger Madsack & Co.“ gegrün-
deten Gesellschaft hervor. Wenn alles so bliebe wie
bisher, wären es dagegen rote Zahlen und Madsack
ein gefundenes Fressen für Heuschrecken und derglei-
chen, habe die Geschäftsführung analysiert. Diesen
Eindruck vermittelte Düffert auf der Strategietagung,
die symbolträchtig im Mad-
sack-Wahrzeichen, dem An-
zeiger-Hochhaus in Hanno-
ver stattfand – und von Pro-
testen der für die erste Lohn-
erhöhung nach zehn (!)
Jahren streikenden Mitarbei-
terInnen des Service-Centers
KSC begleitet wurde. Neben
rund 100 mehr oder weniger
überraschten Führungskräf-
ten vernahmen auch zwei
Mitglieder des Konzernbe-
triebsrats von den geplanten
Neuerungen.

Tarifflucht. Wir sind „zu wenig effizient“, befand das
Führungstrio. Die Rationalisierungspotentiale inner-
halb des Konzerns seien bisher nur unzureichend aus-
geschöpft worden, erklärte Düffert. Es gehe jetzt da-
rum, „intelligente Verbundlösungen“ zu schaffen, um
Kosten zu senken und – natürlich – die Qualität zu
steigern. Die Mediengruppe Madsack setze auf „das
große Zukunftspotenzial regionaler und lokaler Me-
dien“, verkündete er, und „die Verlage an den einzel-
nen Standorten werden sich in Redaktion und Ver-
marktung noch klarer auf ihre regionale Kompetenz
fokussieren.“ Im Klartext bedeutet das: Die bisherigen
Einzel-Verlage werden auf regional und lokal ausge-
richtete Medienhäuser reduziert. Und die, so vermutet
der Betriebsrat, werden vermutlich so auf gestellt, wie
es bereits die Märkische Verlags- und Druckgesell-
schaft in Potsdam ist, nämlich weitgehend tariffrei. In
Potsdam wurden Lokalredaktionen und die Druckerei
der Zeitung in tariflose Tochtergesellschaften ausge-
gliedert.

„In den Redaktionen der einzelnen Titel fokussieren
wir unsere Arbeit auf die lokalen und regionalen The-
men“, wird Düffert zitiert. Der besondere Wert regio-
naler Medien liege im „unverwechselbaren regionalen
Inhalt, der tief in der Lebenswelt der Menschen ver-
ankert ist und Heimat widerspiegelt.“ Die regionale
Berichterstattung sei „die Basis von allem – aber wir
müssen auch dem Anspruch unserer Leser nach gut
recherchierten, überregionalen Inhalten gerecht wer-
den.“ Beschäftigten sich die Regionalredaktionen auch
mit allen überregionalen Themen, könnten sie sich
nicht auf ihre jeweilige regionale und lokale Kern-
kompetenz konzentrieren, findet der Madsack-Chef.
Die überregionale Berichterstattung dagegen werde
besser, wenn sie „mit den vereinten Kräften der ganzen
Gruppe gestaltet wird.“ Für die überregionale Bericht-
erstattung soll daher künftig eine Zentralredaktion zu-
ständig sein, die sämtliche Titel der Madsack-Medien-
gruppe mit fertigen Seiten beliefert und auch die
 Digital-Publikationen versorgt. Sie soll in Hannover
angesiedelt und noch in diesem Jahr aufgebaut wer-
den. Am Madsack-Stammsitz sollen neben dem über-
regionalen „Content“ auch die Produktion, Madsack
online, Werbung, Vertrieb, Finanzen, Controlling, IT,
Personalwesen und Logistik konzentriert werden. 

Von der Bündelung der Kräfte durch Zentralisie-
rung und Fokussierung könnten alle Marken und
 Unternehmen des Konzerns profitieren, schwärmt
Düffert, „jeder einzelne Standort kann sich somit
noch besser auf die regionale Marktbearbeitung kon-
zentrieren“, sekundiert COO (Central Organisation
Officer) Christoph Rüth. 

„Madsack 2018“ bedeutet aber nicht nur Umbau,
sondern auch Ausbau. Etwa des Postgeschäfts, für das
ein Umsatzsteigerungspotenzial von 30 Millionen
Euro identifiziert wurde und die Services für kleine
und mittlere Unternehmen. Weiteres Wachstum ist
auch bei Print- und Online-Medien geplant: „Unsere
auf die Integration weiterer Verlage optimierten Struk-
turen werden es uns erlauben, in unserem Kernge-
schäft der regionalen und lokalen Print- und Online-
Medien weiter zu wachsen – organisch und akqui -
sitorisch. Im deutschen Markt für Regionalzeitungen
sehen wir uns strategisch in einer aktiven Konsoli -
dierer-Rolle“, heißt es im Düffert-Deutsch.

Die Idee mit der von den fünf Chefredakteuren
Hendrik Brandt, Matthias Koch (beide Hannoversche

MEDIEN + WIRTSCHAFT

Total-Umbau 
bei Madsack 
Mit einem Federstrich gehen Vielfalt und Arbeitsplätze verloren

„Madsack 2018“ heißt das Programm, mit dem der Medienkonzern in den kommenden
Jahren tiefgreifend umstrukturiert werden soll – und zwar ab sofort. Auf einer
 Führungskräftetagung in Hannover stellte die neue Konzernspitze, bestehend aus
 Vorstand Thomas Düffert und den Geschäftsführern Sven Fischer und Christoph Rüth,
am 2. Oktober die Eckpunkte des Fünfjahresplans vor. 
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Seit 1. Juli 2013 ist Thomas
Düffert Vorsitzender der Ge-
schäftsführung nach 3 Jahren
Betriebszugehörigkeit bei
der Mediengruppe Madsack.
Düffert war vor seinem
Wechsel rund 14 Jahre in ver-
schiedenen Führungspositio-
nen bei Gruner+Jahr tätig,
zuletzt als Vorsitzender der
Geschäftsführung der Sächsi-
schen Zeitung in Dresden.
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Verlagsgesellschaft Madsack:
Sitz der Hannoverschen 
Allgemeinen und der 
Neuen Presse in Hannover

Allgemeine Zeitung – HAZ), Thoralf Cleven (Märkische
Allgemeine Zeitung – MAZ), Jan Emendörfer (Leipziger
Volkszeitung – LVZ) und Uwe Dulias (Entwicklungs-
chefredakteur der Mediengruppe Madsack) erdachten
„klug vernetzten Redaktion“ findet außerhalb des
Konzerns wenig Beifall. Peter Turi beklagte in seinem
Branchendienst, Madsack schaffe „mit einem Feder-
strich die Vielfalt in der überregionalen Berichterstat-
tung seiner Zeitungen ab.“ Und die taz mahnte, dass
unter dem Rückgang der Vollredaktionen auch die
Kontrollfunktion der Presse leide: „Immer weniger Jour -
nalistInnen schauen den Entscheidern in Politik, Wirt-
schaft und sonstwo auf die Finger und in die Augen.“

Offene Fragen. Dass bei „Madsack 2018“ viele Stel-
len wegfallen werden, ist so sicher wie das Amen in
der Kirche. In den 18 Zeitungen kümmern sich derzeit
rund 150 Redakteure um die Mantelberichterstattung,
wie viele für die Zentralredaktion eingeplant sind, da-
zu ließ die Konzernspitze nichts verlauten. Gemun-
kelt wird von 6. Als mehrere Tage nach den Führungs-
kräften endlich die Belegschaft über „Madsack 2018“
informiert wurde – zunächst am 7. Oktober in Han-
nover, anschließend in den übrigen großen Standor-
ten – blieb das Fazit: „Der Vorhang zu und alle Fragen
offen“. Was genau geplant ist, erfuhren die geschätzt
300 MitarbeiterInnen, die sich in der Ellipse des han-
noverschen Pressehauses drängten, auch nach zwei-
einhalb Stunden „Düffert-Show“ nicht. Mit symbol-
trächtigen Bildern (Schiff in schwerer See, Klimawan-
del), untermalt von dramatischer Musik, im Stil
 amerikanischer Verkäuferschulungen versuchte Düf-
fert, sie einzuschwören. Als „sehr manipulativ“ emp-
fand das eine Redakteurin, eine andere wähnte sich
„bei Scientology“. Er fühle sich „verarscht“, meinte
ein Teilnehmer. Sollte der überfüllte Saal suggerieren
„Das Boot ist (zu) voll?“ Kaum zu glauben aber wahr:
Düffert bekam Beifall! 

Für die Druckereien ist schon jetzt klar: Der
Standort Marburg wird 2017 geschlossen. Über die Zu-
kunft der Betriebe in Hannover, Peine und Göttingen
soll im Frühjahr 2014 entschieden werden. Rainer
 Butenschön, der stellvertretende Vorsitzende des Kon-
zernbetriebsrates (Hannover) befürchtet erhebliche
Arbeitsplatzverluste, die Schließung von Standorten,
die Schaffung weiterer tarifffreier Zonen, die Abqua -
lifizierung von Tätigkeiten und andere gravierende

Nachteile für die Beschäftige. „Auf uns als Konzern-
betriebsrat wie auf die örtlichen Betriebsräte kommt
viel Arbeit zu“, so Butenschön. De facto ist er bis auf
Weiteres erster Mann, denn Detlef Schütz (Rostock),
der Vorsitzende, erkrankte Ende September und fällt
auf unbestimmte Zeit aus. 

Dass sich die Belegschaften nicht allen Zumutun-
gen widerstandslos beugen, wird unterdessen in meh-
reren Betrieben der Mediengruppe deutlich: So streiken
die Beschäftigten des Kunden Service Centers KSC in
Hannover ebenso wie die Mitarbeiter der ausgeglie-
derten Druckerei in Potsdam und Journalisten der
Oberhes sischen Presse in Marburg für Tarifverträge. In
der Vergangenheit hatten sich bereits die Mitarbeiter
von  Lübecker Nachrichten und Ostsee-Zeitung erfolg-
reich  gegen drohende Ausgliederungen und Kündigun-
gen gewehrt und tarifliche Schutzrechte eingefordert. 

ver.di lehnt diesen Umbauplan des Madsack-Kon-
zerns ab. „Tarifflucht und Arbeitsplatzabbau sind kein
Zukunftskonzept“, sagte der stellvertretende ver.di-
Vorsitzende Frank Werneke. Die Gründung einer kon-
zernweiten Zentralredaktion bedeute im Gegenzug
den Verlust vieler Arbeitsplätze in den überregionalen
Ressorts der Zeitungen in Leipzig, Lübeck und Ros-
tock. Auch die Bildung von Regionalverlagen aus den
bisherigen Lokalredaktionen werde nicht ohne Ar-
beitsplatzabbau in den 18 Zeitungen des Konzerns vor
sich gehen, warnte Werneke. „Wenn der Konzern -
umbau nach dem Modell der Märkischen Allgemeinen
erfolgen soll, ist das der letzte Beweis, dass bei Mad-
sack Tarifflucht wesentlicher Bestandteil der Unter-
nehmensstrategie ist“, so Werneke.

Auch Düffert ist sich sicher, dass es wegen des
Umbaus „Stress geben“ werde. Er ließ aber keine Zwei-
fel aufkommen: „Wir ziehen das durch. „Nach „Ver-
wirrung“, „Wut“, „Abwehr“, „Hilflosigkeit“ würden
es „Ausprobieren“ und „Akzeptanz“ geben mit dem
schönen Ergebnis in 2018, dass Madsack Umsatz und
Gewinn wieder steigere.

Rücktritt. Der Betriebsrat in Hannover ist inzwischen
kollektiv zurückgetreten. Da wichtige Entscheidungen
im Rahmen von Madsack 2018 voraussichtlich im
kommenden Frühjahr fallen werden, also just zu der
Zeit, in der turnusmäßig die Betriebsräte bundesweit

neu gewählt werden (März –
Mai 2014), soll eine baldige
Neuwahl sicherstellen, dass
die Madsack-Beschäftigen
über eine jederzeit hand-
lungsfähige Interessenvertre-
tung verfügen. 

Am 7. November (nach
Druck der M) treffen sich
Konzernbetriebsrat und Kon -
zerngeschäftsführung zu
 einer ersten Verhandlung.
Der KBR hat dafür die Forde-
rungen formuliert: Keine

 betriebsbedingten Kündigungen! Alle Maßnahmen
müssen sozialverträglich umgesetzt werden! Keine Ab-
qualifizierungen! Keine tariffreien Zonen!

Damit werden sie es offenbar schwer haben,
denn zur sozialen Verantwortung des Arbeitgebers sei-
nen Beschäftigten gegenüber ist in der Broschüre „Wir
sind Madsack“, dem 10-Punkte-Katalog für den Kon-
zernumbau, kein Wort zu finden.     Anne Schneller n

MEDIEN + WIRTSCHAFT

  Die Mediengruppe 
  Madsack

Zur Mediengruppe Madsack
(MGM) gehören 18 regiona-
le Tageszeitungen, mehr als
30 Anzeigenblätter in neun
Bundesländern, zahlreiche
Digitalangebote, Hörfunk -
beteiligungen und TV-Pro-
duktion, Post-, Corporate
 Publishing-, IT- und Personal-
dienstleistungen sowie wei-
tere Services. 

2012 zählte sie rund 5.800
Beschäftigte und erwirt-
schaftete einen Umsatz von
671,5 Millionen Euro. 
Das Betriebsergebnis betrug
30 Millionen Euro. 
Größter Anteilseigner ist 
mit 23,1 Prozent die SPD-
Medienholding ddvg. 

Unter dem Motto „Rote Karte
für Sozial-Foul“ protestierten
2012 gut 400 Beschäftigte 
des Madsack-Konzerns an
zahlreichen Standorten für 
ihre Arbeitsplätze (M 6.2012)
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Die Funke Mediengruppe schließt weitere Lokalredak-
tionen der Westfälischen Allgemeinen Zeitung (WAZ)
und Westfälische Rundschau (WR) oder zieht sich ganz
aus dem Geschäft in einigen Regionen zurück. Am 
31. Oktober erscheinen die WAZ in Dorsten und die
WR in Lüdenscheid/Halver und in Altena/Werdohl/
Plettenberg das letzte Mal. Alle Ausgaben der Funke-
Blätter im Großraum Dortmund werden – vorbehalt-
lich der Zustimmung des Kartellamtes – an das
 Medienhaus Lensing (Ruhr Nachrichten) verkauft. Der
Konkurrent übernimmt damit die WAZ und die WR
in Dortmund, Lünen, Castrop-Rauxel und zusätzlich
die WR in Schwerte. Von den Umbaumaßnahmen in

Dorsten und Castrop-Rauxel sind 16 Mitarbeiter be-
troffen. Ihnen sollen vakante Stellen im Unterneh-
men angeboten werden. 

Auch in Dortmund soll es keine weiteren Kündi-
gungen geben. Inhaltlich werde sich für die Abonnen-
ten nichts ändern, wird von Funke ebenso versichert
wie der Glaube an Print – „gerade auch als Träger lo-
kaler Informationen“. „Die Menschen haben Bedarf
nach lokalen, kompetent und objektiv aufbereiteten
Berichten, nach Einordnung und Debatte – und ge-
nau das liefern wir ihnen mit unseren Zeitungen“, ist
Geschäftsführer Christian Nienhaus überzeugt.

                                   www.medienmoral-nrw.de n

Gegen die Vernichtung ihrer Arbeitsplätze gingen am
18. Oktober in Hamburg mehr als 100 Beschäftigte
der Bauer Media Group auf die Straße. Es war die zwei-
te Aktion zur Abwehr von 33 angedrohten Kündigun-
gen. Der Verlag will das Herzstück, die Zentrale Agen-
tur Programm (ZAP), zerlegen. Drei Abteilungen sol-
len aufgelöst und die Tätigkeiten ausgelagert werden.
Betroffen sind Mitarbeiter, die schon sehr lange
 Bauers Programmzeitschriften füllen – 14 von ihnen
20 bis 30 Jahre. Alternativarbeitsplätze gebe es im Un-
ternehmen nicht für sie, sagt die Unternehmensfüh-
rung. Für ver.di-Sekretär Wolfgang Kreider nicht nach-
vollziehbar: „In einem Konzern mit rund 11.000 Be-
schäftigten können die Menschen, die jahrzehntelang
für die Familie Bauer gearbeitet haben, weiterbeschäf-
tigt werden. Wer etwas anderes behauptet, sagt nicht

die Wahrheit.“ Außerdem verlange das deutsche
 Arbeitsrecht eine Sozialauswahl beim Wegfall von
 Arbeitsplätzen, wobei die Betriebszugehörigkeit ein
entscheidender Punkt sei. Zudem sei ernsthaft zu prü-
fen, wo die Leute beschäftigt werden können oder ob
wenigsten ein Umschulung o.ä. angeboten werden
könne. „Bauer umgeht diese zwingenden Regelungen,
indem er seinen Verlag in kleine und kleinste Gesell-
schaften aufteilt, die angeblich unabhängig voneinan-
der arbeiten. So kann Bauer den Personalabbau – die
Mehrzahl der Betroffenen sind zwischen 50 und 60
Jahre alt – durchziehen und die Kosten der Allgemein-
heit, sprich der Arbeitsagentur aufbürden“, beschreibt
Kreider das „kalte betriebswirtschaftliche Kalkül“ der
Familie Bauer. 

Die Bauer Media Group macht auch in anderen
Regionen unrühmlich von sich reden. Bei der zur
Gruppe gehörenden Magdeburger Volkstimme erhielt
der Betriebsratsvorsitzende seine zweite Kündigung –
fristlos. Vorwand: Die Moderation eines Kandidaten-
forums vor der Landtagswahl im August in Halber-
stadt – eine unerlaubte Nebentätigkeit für Geschäfts-
führer Klaus Lange. Borchert hatte dies jedoch ehren-
amtlich getan. Der Betriebsratsvorsitzende war bereits
im Februar bei der Zerschlagung der Volksstimme-Man-
telredaktion zum Ende September gekündigt worden.
Seither ist er vom Dienst freigestellt. Die Klagen vor
Gericht laufen. Und die vor Gericht vom Betriebsrat
durchgesetzten Sozialplanverhandlungen haben noch
immer nicht begonnen.                                     wen n

Protestblog:
http://wirstehenauf.wordpress.com/2013/10/18/grose-
beteiligung-an-der-zweiten-protestaktion/#more-121

Bauer weiter auf 
Zerstückelungskurs
Beschäftigte bleiben bei Auslagerungen auf der Strecke 

Funke schließt weitere Lokalredaktionen
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Vor dem Verlagsgebäude 
der Bauer Media Group 
in Hamburg: Beschäftigte 
protestieren gegen die Strei-
chung von Arbeitsplätzen bei
den Programmzeitschriften
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Südkurier knickt vor 
Werbewirtschaft ein
Auf die Tageszeitung in Konstanz am Bodensee ist
Wolfgang J. Koschnick gar nicht gut zu sprechen. Der
renommierte Fachbuchautor aus Allensbach war von
einem Südkurier-Redakteur zum Interview gebeten
worden. Anlass: Koschnicks neues Buch „Der große
Betrug. Die hartnäckigsten Lügen und Irrtümer über
die Werbung“. Doch das geführte Interview erschien
nie. Der Südkurier hat offensichtlich Angst, Werbekun-
den zu verlieren. 

Koschnick stand dem Redakteur am 19. September
während eines etwa zweistündigen Gesprächs Rede
und Antwort über Werbung und Werbewirkung. Er er-
innert sich: „Insgesamt wurden wirklich kritische
Themen gar nicht angesprochen. Der Redakteur be-
mühte sich von vorneherein um eine weiche Befra-
gung (Was ist Ihr Lieblings-Werbespot? Schauen Sie
gerne Werbung?)“. Dann hörte Koschnick nichts
mehr von der Redaktion und fragte deshalb am 1. Ok-
tober per Mail nach, wann mit dem Abdruck des
 Interviews zu rechnen sei. Postwendend kam die Ant-
wort, in der mitgeteilt wurde, dass das Interview nicht
erscheinen werde. Dem Redakteur sei geraten worden,
den Beitrag zurückzuziehen. „In unserem Medienhaus
würde das Interview auf wenig Verständnis stoßen, da
wir zu einem guten Teil vom Verteilen und Abdrucken
von Werbung leben. ... Ich denke und hoffe, dass Sie
als Kollege die Grenzen redaktioneller Freiheit ken-
nen. Der Text hätte sich für die Beteiligten im SK zum
Bumerang entwickeln können. Was keiner will. Herz-
lichen Dank für Ihr Verständnis“, schrieb er in der E-
Mail an den Buchautor. 

Doch Verständnis für diese journalistische Bank-
rotterklärung will bei Wolfgang J. Koschnick nicht
aufkommen. Er habe es selten erlebt, „dass ein Jour-
nalist so lächerlich und so unverhüllt vor den Werbe-
kunden einknickt“. Sein abschließendes Fazit zur Sa-
che: „Der Grundsatz der Trennung von Redaktion
und Werbung ist heute offenbar zur sklavischen –
auch noch freiwilligen – Unterwerfung unter die Wer-
bung verkommen. Wenigstens beim Südkurier“. Auch
das Medienmagazin „Zapp“ bekam Wind von der Sa-
che und berichtete in seiner Sendung „durchgezappt“
am 9. Oktober darüber. Die Redaktion fragte bei Süd-
kurier-Chefredakteur Stefan Lutz nach. Der bestätigte
lediglich, dass es mit Wolfgang J. Koschnick „ein Ge-
spräch“ gegeben habe! 

Einsparungen angekündigt. Es rumort kräftig beim
Südkurier. 2011 stieg man aus dem bundesweiten Ta-
rifvertrag aus, auch ein Streik der Beschäftigten brach-
te nichts. „Bis heute“, wusste kürzlich das Stuttgarter
Online-Magazin „Kontext“ zu berichten, „erhalten
Verlagsmitarbeiter nur individuell vereinbarte Arbeits-
verträge, derzeit offenbar auch nur befristet“. Und die
Südkurier-Mitarbeiter vermuten weiteres Ungemach,
denn kurz nach der Tarifflucht verkaufte Holtzbrinck
51 Prozent seines Südkurier-Anteils an die Augsburger
Allgemeine. Deren Verlegerin Andrea Volland ließ En-
de 2012 verlauten, dass man verlagsintern rund zehn
Millionen Euro einsparen wolle.          Holger Reile n

MEDIEN + WIRTSCHAFT
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Dr. Georg Schreiber

Wettbewerb für Printmedien,

Hörfunk und Fernsehen!
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Am 25. Oktober ist die letzte Zweite Hand erschienen.
„Regional. Schnell. Aktuell.“ – der Werbespruch des
nach eigenem Bekunden zu den Marktführern zählen-
den Anzeigenmagazins ist für die gedruckte Kompakt-
ausgabe Vergangenheit. „Online sind wir weiterhin
für Sie erreichbar“, verspricht immerhin die Website.
Zum 1. November stellt der zur Tagespiegel-Gruppe
von Holtzbrinck gehörende Verlag aus „wirtschaft -
lichen Gründen“ seinen Printtitel ein. 

Den 20 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bot die
Geschäftsführung statt Abfindung oder Beschäfti-
gungsalternative im Tagesspiegel-Haus eine Transfer-
gesellschaft an, weitgehend finanziert von der Arbeits-
agentur. „Die billigste Rausschmisslösung auf Kosten
der Steuerzahler“, kritisiert der zuständige ver.di-Ge-
werkschaftssekretär Jörg Reichel. „Dabei ist Geld da
bei Holtzbrinck und Tagespiegel.“ Eine Abfindung je-
doch für die zumeist mehr als zwei Jahrzehnte im Ver-
lag Beschäftigten verwehrte der Arbeitgeber mit dem
Argument, dass es darauf keinen Rechtsanspruch gäbe.
An dieser Weigerung scheiterten die von ver.di vorab
in die Wege geleiteten Sozialtarifverhandlungen.

Schon lange wurde die wirtschaftliche Situation
der Zweiten Hand im Verlagshaus diskutiert. Aller-
dings gab es nach Auffassung von ver.di keine ernst-
haften Bemühungen, neue Geschäftsmodelle und
ernsthafte Online-Strategien zu entwickeln. Vor Ver-
lagsschließung wurde „Hals über Kopf“ noch die Zeit-
schrift Bootshandel und ihre vier Beschäftigten per Be-
triebsübergang auf den Zitty-Verlag übertragen – unter
Missachtung der Rechte der Betriebsräte. 

Zu befürchten ist, dass seitens der Geschäftsfüh-
rung solcherart Vorgehen als „Blaupause“, wie es Rei-

chel nannte, für künftige Änderungen bei Tagesspiegel
und Zitty erprobt werden sollte.

Nicht gewillt, sich so abservieren zu lassen, be-
scherten die Beschäftigten der Tagesspiegel-Gruppe
die ersten Streiks seit 30 Jahren: Fünf Warnstreiks, ei-
ne Flugblattaktion vor dem Holtzbrinck-Forum Berlin,
Ansprechen von Kunden und Werbepartnern, Pla-
nung von Protestaktionen rund um Kongresse und
Tagungen, Facebook-Kommunikation, dazu die Soli-
darität von Beschäftigten des Tagesspiegel, die mit vor
die Tür gingen. All das sorgte für „Umdenken“ in der
Geschäftsführung: Sie sicherte jeder Mitarbeiterin und
jedem Mitarbeiter eine konzernübliche Abfindung
von 80 Prozent des Gehaltes pro Beschäftigungsjahr
zu.                                                            B. Erdmann n

MEDIEN + WIRTSCHAFT

In Augsburg protestierten am 26. Oktober Beschäftig-
te der dort ansässigen Verlagsgruppe Weltbild gegen
angedrohte Entlassungen und das brachiale Vorgehen
beim Umbau des Verlages der katholischen Kirche.

Ab Februar 2014 soll der Kundendient CCC zu einem
externen Dienstleister ausgelagert werden, kündigte
Weltbild-Chef Carel Halff dieser Tage an. 140 Stellen
würden damit gestrichen werden. Die Verlagsgruppe,
die derzeit noch 6.800 Mitarbeiter beschäftigt, soll
umstrukturiert werden, um künftig den Umsatz im
Onlinegeschäft zu generieren. Auf die angekündigten
Entlassungen reagierte sowohl ver.di als auch der Be-
triebsrat mehr als verstimmt. „Die Belegschaft wurde
informiert, ohne dass der Betriebsrat zuvor beteiligt
war“, sagte ver.di-Gewerkschaftssekretär Thomas
 Gürlebeck gegenüber der Süddeutschen Zeitung. Aus
Sicht des Betriebsrats handelt es sich bei diesem Fall
um eine unternehmerische Kurzschlussreaktion, mit

der Eigentümer und Banken durch entschlossenes
 Krisenmanagement beeindruckt werden sollen. Je-
doch soll Halff intern schon angekündigt haben, auch
im Kataloggeschäft zu kürzen. Das könnte 150 bis 200
Stellen kosten. Zudem kursieren offenbar Pläne, jede
zweite Filiale der heute noch 200 Läden zu schließen.
Das würde hunderte weitere Jobs bedrohen. Dazu äu-
ßerte sich der Verlag jedoch bislang nicht, obwohl
Halff betonte, dass der Umbau zu einem Online- und
 Digitalunternehmen, „harte und schmerzhafte Maß-
nahmen“ erfordere. 

Der Verlag zählt mit seiner Buchhandelskette, die
zusammen mit Hugendubel betrieben wird, zu den
Marktführern in Deutschland. Online ist die Augsbur-
ger Gruppe mit dem Portal weltbild.de und dem zu-
sammen mit Axel Springer und Georg von Holtz-
brinck betriebenen Shop buecher.de hierzulande einer
der größten Konkurrenten des weltweiten Online-
Händlers Amazon.                                             Red. n

Billigsten Rausschmiss verhindert
Holtzbrinck-Anzeigenblatt Zweite Hand eingestellt 

Weltbild kündigt Entlassungen an

➧  Aktuelle Informationen

ver.di informiert in einem Blog
über die aktuelle Entwicklung
bei Weltbild: 

http://weltbild-verdi.blogspot.de
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Die Hoffnung, spätestens im Frühsommer nächsten
Jahres einen öffentlich-rechtlichen Jugendkanal für
Zuschauer zwischen 14 und 29 Jahren zu starten, ha-
ben einen kräftigen Dämpfer bekommen: Die Minis-
terpräsidenten haben das gemeinsame Konzept von
ARD und ZDF bei ihrer Konferenz Ende Oktober ab-
gelehnt. Damit ist das Vorhaben keineswegs grund-
sätzlich ad acta gelegt. Erwartet wird eine Klärung ver-
schiedener Aspekte. Angeblich haben vor allem die
Repräsentanten der CDU-regierten Bundesländer mit
Skepsis auf das Programmkonzept reagiert. Im Ent-
wurf von ARD und ZDF heißt es, der neue Sender ha-
be „einen hohen journalistischen Anspruch“, er solle
aber auch „das große Unter haltungsbedürfnis der jun-
gen Zielgruppe“ bedienen. Unter anderem wird be-
zweifelt, dass das ehrgeizige Projekt mit einem Jahres-
etat von 45 Millionen Euro gestemmt werden könne.
Kritisiert wurde auch die „inhaltliche Tragfähigkeit“,
die noch Fragen offen lasse. 

Der Jugendkanal ist als Vollprogramm konzipiert
und soll mit Ausnahme teurer fiktionaler Eigenpro-
duktionen alle gängigen TV-Genres abdecken. Das

Programm soll auf die Bedürfnisse und Sehgewohn-
heiten der Zielgruppe zugeschnitten werden. Geplant
sind Reportagen, Doku-Soaps, Talkshows und Nach-
richten, aber auch innovative Unterhaltungsformate
etwa aus dem Bereich Comedy. Ergänzt wird das An-
gebot durch Wiederholungen „zielgruppenaffiner For-
mate“ aus den beiden Hauptprogrammen, die unter
anderem zwischen 20.15 und 21.45 Uhr ausgestrahlt
werden sollen. In dieser „Primetime“ zeigt die kom-
merzielle Konkurrenz ihre quotenträchtigsten Produk-
tionen, da räumen die Verantwortlichen dem Jugend-
kanal offenbar keine großen Chancen ein. Der Sender
soll seine Kräfte daher auf die Strecken zwischen 18
und 20 Uhr sowie 22 bis 0 Uhr konzentrieren. 

Auch den Ministerpräsidenten ist nicht entgan-
gen, dass ARD und ZDF seit Jahren an der jungen Ziel-
gruppe vorbeisenden. Abgesehen von wichtigen Fuß-
ballspielen, den Sonntagskrimis im „Ersten“ sowie so
genannter Event-Produktionen wie etwa dem Welt-
kriegsdreiteiler „Unsere Mütter, unsere Väter“ (ZDF)
erreichen die beiden öffentlich-rechtlichen Sender nur
eine Minderheit der 14- bis 29-Jährigen. Die Politiker
haben daher die Einrichtung eines mit Jugendlichen
besetzten Programmbeirats angeregt. Er soll gewähr-
leisten, dass die Bedürfnisse der Zielgruppe berück-
sichtigt werden. ARD und ZDF haben bis zum nächs-
ten Treffen der Ministerpräsidenten im März Zeit, ihr
Konzept zu überarbeiten.           Tilmann P. Gangloff n

Medien, Netz und
Öffentlichkeit. 
Impulse für die 
digitale Gesellschaft. 

Hrsg.: 
Marc Jan Eumann, 
Frauke Gerlach, 
Tabea Rößner, 
Martin Stadelmaier, 

Klartext Verlag, 
Essen 2013, 
474 Seiten, 
22,95 Euro.

Dass Medien, Netz und Öffentlichkeit in einer engen
Wechselbeziehung stehen, ist ein Gemeinplatz. Wie
aber das Beziehungsgeflecht zwischen diesen drei Be-
griffsfeldern im Einzelnen beschaffen ist, bedarf einer
näheren, fundierten Analyse. Der vorliegende Sam-
melband liefert diese Analyse in fünf Themenblöcken:
„Kommunikationsraum Internet“, „Kulturraum Inter-
net“, „Freiraum Internet“, „Medienpolitik in Zeiten
des Internets“ sowie „Europäische und globale Regu-
lierungsansätze“. Anders als die Zusammensetzung
des Herausgeberkreises auf den ersten Blick vermuten
lässt – es handelt sich um je zwei MedienpolitikerIn-
nen der SPD und der Grünen – rekrutieren sich die
rund 60 AutorInnen aus einem breiten Spektrum. Zu
Wort kommen Vertreter und Ex-Vertreterinnen aus
der (medien)politischen Praxis wie die Medienwäch-
ter Norbert Schneider und Hans Hege, Datenschützer
wie Peter Schaar, Politiker wie Hamburgs SPD-Bürger-
meister Olaf Scholz und EU-Parlamentspräsident Mar-
tin Schulz. Daneben Privatfunkfunktionäre wie VPRT-
Vorstand Tobias Schmidt, Medienunternehmer wie
Tim Renner, Wissenschaftler wie Otfried Jarren und
Bernd Holznagel, Medienjournalisten wie Klaudia
Wick und Steffen Grimberg, nicht zu vergessen pro-
minente Vertreter der „Blogosphäre“ wie Mario Sixtus
und Nico Lumma.

Gelungen erscheint der Ansatz, zu jeder der Frage-
stellungen paarweise Positionen einzuholen. Ein An-
satz, der umso erfrischender rüberkommt, wenn ab-
gewogene Thesen erfahrener Funktionsträger auf 
zugespitzt pamphletartige Betrachtungen von „jungen

Wilden“ treffen. Ein Beispiel: Während der oberste
Datenschützer der Republik, Peter Schaar, den me-
dienrechtlichen Hintergrund einer Datenschutzregu-
lierung des Internets skizziert, denunziert Mario Six-
tus den heutigen Datenschutz als „antiaufklärerisch,
als „Brei aus Alarmismus, Hysterie und Ideologie“, der
vor allem „Brennstoff für die Boulevardpresse“ liefere. 

Das Kapitel „Kulturraum Internet“ versammelt
Analysen zum Zustand der Branchen Musik, Film und
Fernsehen, diskutiert die Rolle von Verwertungsketten
und Erlösmodellen und fragt nach den Werten, die
die Netzkommunikation prägen. Im Kapitel „Medien-
politik in Zeiten des Internets“ geht es unter anderem
um die Zukunft der Printmedien, Legitimationspro-
bleme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, Regulie-
rungsfragen an Beispielen wie Vielfaltsicherung und
Jugendmedienschutz und die Grenzen der Medienre-
gulierung im föderalen System. Der „Blick zu den
Nachbarn“ erweitert die nationale Perspektive mit
drei Aufsätzen zur Situation in Österreich, der Schweiz
und Großbritannien.

„Das Internet ist für uns alle Neuland“ – mit die-
ser missverständlichen Parole hatte Angela Merkel vor
einigen Monaten große Heiterkeit im Web erzielt. Der
alten und vermutlich auch neuen Kanzlerin kann ge-
holfen werden – zum Beispiel mit diesem Sammel-
band. Bleibt zu hoffen, dass einige der darin ausge-
breiteten Erkenntnisse zur Netzpolitik in die Arbeit
der künftigen Bundesregierung einfließen. Denn „al-
ternativlos“, das belegt dieser Band, ist die bisherige
Medien- und Netzpolitik wahrlich nicht.           kel n

Medien, Netz und Öffentlichkeit
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Offene Fragen
ARD und ZDF überarbeiten Konzept für einen Jugendkanal 

Ein Jugendkanal für „das 
große Unter haltungs bedürfnis
der jungen Zielgruppe“
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Am 17. Oktober hat das Oberlandesgericht (OLG)
München im Rechtsstreit Dr. Vogel ./. Verwertungs -
gesellschaft Wort (VG Wort) – wie zuvor schon das LG
München I – entschieden, dass von den Ausschüttun-
gen an den Kläger kein Anteil für die Verlage abgezo-
gen werden darf. Die VG Wort hat angekündigt, gegen
das Urteil Revision einzulegen. 

„Das Urteil des OLG München stellt die gemeinsame
Rechtewahrnehmung von Autoren und Verlagen in-
nerhalb einer Verwertungsgesellschaft grundlegend in
Frage und führt zu praktisch kaum lösbaren Schwierig-
keiten“, erklärt die VG Wort dazu. Sie werde das Urteil
gründlich analysieren und ihr weiteres Vorgehen in
ihren Gremiensitzungen Ende November 2013 beraten.
Außerdem sei der Gesetzgeber dringend aufgefordert,
zu prüfen, ob er in dieser Angelegenheit erneut klar-
stellend tätig werden muss. Denn sollte sich die
Rechtsprechung der Münchener Richter durchsetzen,
hätte dies Folgen, die aus Sicht der VG Wort dem
Zweck des § 63a UrhG zuwider liefen. In der Gesetzes-
begründung der 2007 geänderten Vorschrift heißt es:
„Ein Ausschluss der Verleger von der pauschalen Ver-
gütung wäre angesichts der von ihnen erbrachten er-
heblichen Leistung auch sachlich nicht hinnehmbar.
[...]. Der neue Satz 2 soll gewährleisten, dass die Ver-
leger auch in Zukunft an den Erträgen der VG WORT
angemessen zu beteiligen sind.“

Gemeinsam getragen. Wer sich wundert, weshalb
die VG Wort – also gegenwärtig der Vorstand – sich so
für die Beteiligung der Verlage einsetzt, sollte wissen:
Die VG Wort ist zum einen keine Urheberorganisati-
on, sondern eine gemeinsam von Urhebern und Ver-
lagen gegründete und getragene Verwertungsgesell-
schaft. Das stellt auch ihre Satzung klar. Zum anderen
hat die Mitgliederversammlung der VG Wort erst
2012 genau die prozentuale Verteilung an Autoren
und Verlage erneut beschlossen, die die Justiz für un-
zulässig hält. Dass sich der Vorstand an dieses Mitglie-
dervotum und den Satzungsauftrag hält, ist einleuch-
tend. Die Regelung, dass an Autoren und Verlage nach
festen Quoten (70:30 oder 50:50 bei wissenschaftli-

chen Werken) verteilt wird, hat einen Sinn und liegt
durchaus auch im Interesse der Autoren: Dieser in der
VG Wort ausgehandelte Kompromiss sollte verhin-

dern, dass Verlage sich durch clever formulierte
Verträge alles unter den Nagel reißen. Die

deutliche Mehrheit (zumeist einstim-
mig), mit der die Mitgliederversamm-
lung im vergangenen Jahr diesen Ver-
teilungsmodus trotz des entgegen -
stehenden Urteils des LG München I
wieder beschlossen hat, muss wohl so
verstanden werden, dass man am ein-

mal gefundenen Kompromiss festhalten
und eben nicht darauf spekulieren wollte,

was bei individuellen Vertragsverhandlungen
herauszuholen wäre.
Auch ver.di sieht das Risiko negativer Folgen des

OLG-Urteils für Urheberinnen und Urheber: Was zu-
nächst aussieht wie ein Erfolg für die Autorinnen und
Autoren, könnte sich im Nachhinein in vielen Fällen
zum finanziellen Nachteil auswirken.

Zwar dürften nach dem Urteil keine Tantiemen
der VG Wort an Verleger ausgezahlt werden, wenn die
einschlägigen Rechte und Vergütungsansprüche – et-
wa für Vergütungen für Privatkopien – bereits der VG
Wort eingeräumt wurden, was auf den ersten Blick zu
einem höheren Anteil der Autorinnen und Autoren
führen würde. Auf den zweiten Blick wird jedoch
deutlich, dass allein die Betrachtung der Einzelver -
träge eher Probleme schaffen als lösen dürfte. Denn
anders, als manche Berichterstattung zu dem Urteil
nahelegt, muss demnach jeder einzelne Verlagsvertrag
geprüft werden. Wenn also Urheberinnen und Urheber
einem Verlag bereits die Rechte eingeräumt haben,
könnten sie diese Rechte nicht mehr an die VG Wort
abtreten und folglich daraus keine Ausschüttungen
erhalten. Zudem müssten die eingesammelten Gelder
dann erst einmal für aufwändige Prüfungen der Ver-
träge verwandt werden, was insgesamt die Ausschüt-
tungssumme schmälert. Ob das ein Erfolg oder ein
echter Pyrrhussieg für die Autorinnen und Autoren
wäre, ist nicht ausgemacht.

VG Wort aufs Spiel gesetzt. Die VG Wort nimmt
seit über fünfzig Jahren erfolgreich die Rechte von Ur-
heberinnen und Urhebern und – eben auch – von Ver-
lagen wahr. Man kann  sicher darüber streiten, ob die-
ser Weg der Interessenvertretung und der damit ver-
bundene Kompromiss, die Tantiemen nach einem fes-
ten Schlüssel zu verteilen, der Königsweg ist. Wer
heute mit vielleicht formal nachvollziehbaren Über-
legungen zum Umfang der eingeräumten Rechte die
Verlage von Ausschüttungen ausschließen will – und
möglichweise auch eine Vielzahl von Autoren aus-
schließt –, setzt aber die VG Wort insgesamt aufs Spiel.
Ob das zu verantworten ist, müssen sich die handeln-
den Personen selbst fragen.

ver.di ist nicht verantwortlich für von den Gre-
mien der VG Wort autonom getroffene Entscheidun-
gen. Trotzdem wird mitunter der Eindruck erweckt,
als würde sich ver.di dafür einsetzen, dass die Verlage
an den Einnahmen der VG Wort beteiligt werden. Das
ist falsch. ver.di wird sich aber nicht an Aktivitäten
beteiligen, durch die das Prinzip der kollektiven Rech-
tewahrnehmung durch Verwertungsgesellschaften,
von dem die Autorinnen und Autoren durchweg pro-
fitieren, infrage gestellt wird.               Cornelia Haß n

Urteil mit Risiko
Kollektive Rechtewahrnehmung für Autoren gefährdet 
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Nach engagierten Protestaktionen gegen die Verwei-
gerungshaltung der Intendanz konnte bei den Tarifver-
handlungen im Bayerischen Rundfunk ein Abschluss
erzielt werden. Auch bei Radio Bremen und beim In-
stitut für Rundfunktechnik (IRT) kam es zu einer Tarif-
einigung. Bei der Deutschen Welle und dem Hessi-
schen Rundfunk dauern die Verhandlungen noch an. 

Im Bayerischen Rundfunk haben sich die Tarifpartei-
en nach schwierigen Verhandlungen am 30. Septem-
ber auf folgende Eckpunkte geeinigt: Für Festangestell-
te werden die Gehälter rückwirkend ab 1. April 2013
um einen Sockel von 30 Euro plus linear 2,07% und
ab 1. April 2014 noch einmal 2,95% erhöht. Gezahlte
Gagen steigen rückwirkend ab 1. April 2013 um linear
2,65% und ab 1. April 2014 noch einmal um 2,95%.
Auszubildende und Volontäre erhalten rückwirkend
ab 1. April 2013 auf ihr Gehalt einen Sockel von 30
Euro und linear 2,65% mehr, ab 1. April 2014 kom-
men noch einmal 2,95% drauf. 12a-Freie bekommen
unter anderem eine 2,65prozentige lineare Erhöhung
des Honorarrahmens ab 1. Oktober 2013 sowie um
weitere 2,95% ab 1. April 2014. Hinzu kommen Ein-
malzahlungen im Oktober 2013 von 1,6% des Jahres-
einkommens von 2012 und im April 2014 von 3,4%
des Jahreseinkommens von 2013. Der BR erhöht den
Honorartopf 2014 durch Umschichtungen und aus
Restmitteln, sodass die Einmalzahlungen nicht zulas-
ten der Aufträge gehen. Die Rentenversorgung wird
adäquat zu den Gehältern erhöht. Tariflaufzeit bis 
31. März 2015. 

Nach einem Nullrunden-Angebot war es auch bei
Radio Bremen zu Protesten gekommen. In der vierten
Verhandlungsrunde am 29. Oktober kam es zu einem
Tarifabschluss, mit dem der Anschluss an die Tarifer-
höhungen der anderen ARD-Anstalten gelungen ist.
Die Gehälter bzw. Honorare der festangestellten und
der freien Mitarbeiter steigen ab dem 1. Januar 2014
um 2 Prozent und ab dem 1. Januar 2015 um 3 Pro-
zent. Diese Steigerung gilt auch für die Volontärinnen
und Volontäre, den studentischen Hilfskräfte und
Aushilfskräfte.

Mit der Gehaltszahlung bzw. den Honorarabrech-
nungen November 2013 erhalten Festangestellte wie
arbeitnehmerähnliche freie Mitarbeiter eine Einmal-
zahlung von 450 Euro. Festangestellte Teilzeitkräfte
erhalten diese Zahlung anteilig ihrer Arbeitsrate. Freie
Mitarbeiter ab einem Jahres-Verdienst von 60.000
Euro erhalten diese 450 Euro voll. Darunter entspre-
chend ihrem Jahres-Verdienst prozentual anteilig. Volon-
tärinnen und Volontäre sowie Auszubildende erhalten
eine Einmalzahlung von 150 Euro. Der Familienzu-
schlag erhöht sich ab dem 1.1.2014 von 120 Euro auf
130 Euro monatlich. Für alle Beschäftigten gibt es 31
Urlaubstage. Insgesamt addieren sich die Steigerungen
bei den genannten Leistungen auf eine Tariferhöhung
von 5,52%! Tariflaufzeit beträgt 24 Monate. 

Beim IRT haben sich Geschäftsleitung und ver.di
am 22. Oktober auf eine Erhöhung der Gehälter für
Angestellte um einen Sockel von 27,69 Euro und li-

near um 2,07% rückwirkend ab 1. April 2013. Und ab
1. April 2014 noch einmal um 2,95%. Die Pauschal-
vergütungen der Praktikanten, Bachelor- und Maste-
randen bisher nicht tariflich geregelt und das bleibt
bis auf weiteres auch so. Dennoch werden die seit Jah-
ren eingefrorenen Vergütungssätze nun parallel zum
Tarifabschluss in zwei spürbar angehoben. Der Fami-
lienzuschlag wird – wie alle anderen Zuschläge auch,
rückwirkend um 2,65% und dann um 2,95% angeho-
ben. Zusätzlich gibt es eine Einmalzahlung auf den
Familienzuschlag in Höhe von jeweils 162,75 Euro.
Tariflaufzeit bis 31. März 2015. 

Beim HR beteiligten sich etwa 250 Beschäftigte
an einer „bewegten Mittagspause“, in der Vertreter der
gewerkschaftlichen Verhandlungskommission noch-
mals betonten, „dass strukturelle Defizite des Senders
nicht beseitigt werden können, in dem bei den Mit-
arbeitern und bei den Versorgungsempfängern ge-
spart wird“. Die Verhandlung am 31. Oktober wurde
nach kurzer Auseinandersetzung auf den 6. November
(nach Druck der M) vertagt.                              wen n
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Crossmedial sieht die gute, moderne Ausbildung im
Journalismus aus – darin waren sich alle einig. Univer-
sitätsgebunden – da war die Einigkeit schon geringer.
Als crossmediales verlängertes Volontariat – das stieß
eher auf Abwehr, denn Ausbildung sei eine Frage
 guter Organisation und nicht ein Mittel für Verlage,
kompetenten Leuten länger wenig zu bezahlen.

„Qualität der Qualifikation – Impulse zur Journalis-
tenausbildung“ hieß das Thema des siebten Herbst -
forums der Initiative Qualität Mitte Oktober in Berlin.
Die dju in ver.di ist Mitglied dieser Initiative, deren
Herbstforum zur Ausbildung auf großes Interesse
stieß, bei den Praktikern und den Ausbildern in Ver-
lagen, Sendern und Journalistenschulen ebenso wie
bei den Hochschullehrern.

Gastgeber Willi Steul, Intendant des Deutsch-
landradios, betonte, dass Journalismus kein Bega-
bungsberuf, sondern Handwerk sei. Was sich in der
Journalistenausbildung ändern müsse, erklärte Michael
Steinbrecher (Foto 1), Professor an der TU Dortmund
und Projektleiter des Ausbildungs- und Bürgerfernse-
hens „nrwision“. Er beklagte, dass in einer Zeit der
Verunsicherung, in der der Journalismus selbst in Fra-
ge gestellt sei, viele nur versuchten, an den Sympto-
men zu kurieren und sich nicht mit den Ursachen für
diesen „Clash of Journalistic Civilization“ beschäftig-
ten. Während in den Verlagen noch über die Digitali-
sierung der Arbeitsplätze diskutiert werde, beschäftige
Google mehr als 18.000 Entwickler. 

Das Dortmunder Modell stehe für eine Verbin-
dung von Theorie und Praxis, für ein ins Studium in-
tegriertes Volontariat – ein Modell, das der ehemalige
Dortmunder Professor Ulrich Pätzold (5) für richtungs-
weisend erklärte, als er forderte, dass der Weg unbe-
dingt eine duale Ausbildung in Verlagen und Sendern
und an der Hochschule sein müsse.

Fachkompetenz, Vermittlungskompetenz, Sach-
kompetenz und soziale Orientierung hatte Siegfried
Weischenberg 1990 zu den Ausbildungszielen im
Journalismus erklärt. Steinbrecher ergänzte diese
Punkte um weitere neue Ziele: Persönlichkeitskompe-
tenz, Zeitmanagement und Teamtauglichkeit, Unter-
nehmens-, Technik und Publikumskompetenz. Dies
dürfe aber nicht zu Ungunsten des Fach- und Sach-
wissens ausschlagen, denn „wir dürfen nicht nur tech-
nisch versierte Vermittler ausbilden, sondern nach
wie vor Journalisten.“ Steinbrecher wandte sich gegen
Journalismusstudiengänge als Hochschulmode, es ge-
be haufenweise Studiengänge, wo Journalismus nur
draufstehe, von der Studierende aber eine berufliche
Perspektive erwarten. Außerdem seien Journalismus
und PR in der Ausbildung nicht „zwei Seiten dersel-
ben Medaille“, sondern grundsätzlich unterschiedli-
che Aufgaben. „Der Druck auf Journalisten durch Ge-
fälligkeiten ist schon groß genug. Dem müssen wir
nicht in vorauseilendem Gehorsam durch Ausbil-
dungsvermischung entgegenkommen.“

Mit einem möglichen „Reformstau auf dem Kö-
nigsweg“, dem Volontariat, beschäftigte sich die erste

Diskussionsrunde. Maximiliane Rüggeberg (4), vielen
aus der Branche durch ihre schonungslose Kritik an
Einstellungsbedingungen bekannt und heute Volon-
tärin beim Nordbayerischen Kurier, sprach sich gegen
die vom Verlegerverband geforderte Verlängerung des
Volontariats auf drei Jahre aus: „Ohne Konzept brin-
gen auch drei Jahre nichts.“ Auch Christian Lindner
(3), Chefredakteur der Rhein-Zeitung in Koblenz,
wandte sich gegen ein drei-
jähriges Volontariat und plä-
dierte für eine bessere Orga-
nisation. Nach einer Grund-
ausbildung sollten Volontä-
re einem Mentor in einem
Ressort zugeordnet werden,
der sie „prägen“ und ihnen
Mut machen soll. Außerdem
will er mehr Weiterbildung
und weniger Einbindung in
den Dienstplan für Volontä-
re durchsetzen. Michael Geffken von der Leipzig
School of Media berichtete von einem begleitenden
Konzept mit sieben mal drei Tagen Volo-Kurs. Das
fanden die Verlage zwar grundsätzlich „toll“, hätten
aber die Reisekosten gescheut. Dass es in vielen Ver-
lagen gar kein Ausbildungskonzept gebe („Kraut und
Rüben“), kritisierte Annette Hillebrand (2) von der
Akademie für Publizistik in Hamburg, eine „Verhäck-
selung der Ausbildung“ lehnte sie ab.

Um die Vielzahl der Medienstudiengänge ging es
noch mal in der zweiten Diskussionsrunde. Die Bre-
mer Professorin Beatrice Dernbach (8) und die freie
 Journalistin Jana Lavrov (9) rühmten den Vorteil
durch Vielfalt und die freie Auswahl durch die Studie-
renden. Der Eichstätter Professor Klaus Meier (10) be-
richtete vom „Bologna-Schock“ für den eingeführten
Journalistikstudiengang. Jörg Sadrozinski (6), Leiter
der Deutschen Journalistenschule in München, be-
klagte: „Durch die Bologna-Konzentra-
tion ist eine ganze Menge verloren ge-
gangen.“ Die Sachkompetenz käme
heute zu kurz. Wenn es wirklich
Marktgerechtigkeit für diese ganzen
Ausbildungsinstitutionen gäbe – ohne
Förderung – würde „die Hälfte pleite
gehen“. „Manche Ausbildungen sind
das Papier nicht wert, auf dem ihre
Zertifikate stehen.“ 

Für Stephan Weichert (7), Profes-
sor an der privaten Makromedia-Hoch-
schule und an der Hamburg Media School, müssen
sich Hochschulen in Forschung und Ausbildung an
den Innovationen im Journalismus orientieren. Aus-
und Weiterbildung im Journalismus müsse eine Lob-
by bekommen, resümierte Ulrike Kaiser die Diskussi-
on. „Wir sollten diese Lobby schaffen.“ Ausbildung
müsse Platz für „kreativ Verrückte“ (Tom Buhrow)
bieten. „Mit gelackter Stromlinienförmigkeit ist das
Überleben des Journalismus nicht zu gestalten.“

                                 Susanne Stracke-Neumann n
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Gegen Stromlinienförmigkeit
Herbstforum der Initiative Qualität gab Impulse zur Journalistenausbildung
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Spürbare Tariferhöhungen
im CinemaxX Darmstadt
Bereits beim ersten Verhandlungstermin um einen
Haustarifvertrag in Darmstadt ist es am 10. September
gelungen, spürbare Tariferhöhungen für die Beleg-
schaft im CinemaxX Darmstadt durchzusetzen. 

Ein Ergebnis ist die Einführung einer Berufsjah-
resstaffel nach 2 Jahren und nach 5 Jahren Betriebs-
zugehörigkeit. Damit wird die Arbeit von langjährigen
Mitarbeiter/innen anerkannt. Für das Jahr 2014 wurde
für das Servicepersonal nach der Probezeit eine Erhö-
hung der Stundenlöhne um 30 Cent erreicht. Ab dem
1. April 2015 erhöhen sich die Stundenlöhne um wei-
tere 20 Cent. Für 2013 wurde eine Einmalzahlung von
200 Euro für Vollzeitkräfte vereinbart. Teilzeitkräfte
erhalten diese Zahlung anteilig. Die Einmalzahlung
wird im Oktober ausbezahlt. Teamleiter/innen erhal-
ten jeweils einen Euro mehr als Servicekräfte. 

Für die Vorführer konnte ebenfalls eine Tarifer-
höhung durchgesetzt werden: ab 1. Januar 2014 um
1,5% und ab 1. April 2015 um 1,0%. Im Dezember
2014 gibt es für die Vorführer eine Einmalzahlung in
Höhe von 600 Euro. Teilzeitkräfte bekommen diese
Summe anteilig. Die Jahressonderleistung (Weih-
nachtsgeld) erhöht sich für 2014 um 20 Euro auf 700
Euro, für 2015 um weitere 20 Euro auf 720 Euro. Die
neue Vergütungstabelle kann frühestens zu Ende Juni
2016 gekündigt werden.                                       PM n

ver.di FilmUnion fordert 
6 Prozent mehr
In der am 17. Oktober begonnenen Tarifverhandlung
mit den Arbeitgebern in der Produzentenallianz for-
dert ver.di für Film- und Fernsehschaffende spürbare
Tariferhöhungen von 6 Prozent und Verbesserungen
der Arbeitsbedingungen, die durch sehr lange und be-
lastende Arbeitszeiten an Drehtagen geprägt sind.

Für die rund 23.000 regelmäßig oft nur für eine
kurze Dauer an Filmproduktionen Beschäftigten sol-
len die Tagesarbeitszeiten auf 12 Stunden begrenzt
und die Zeitkontoregelung sowie die Urlaubsdauer
verbessert werden. ver.di fordert, die Wochengagen
um 6 Prozent oder mindestens 50 Euro, die Gage für
Szenenbildner um 150 Euro zu erhöhen. Zudem soll
die Länge der bezahlte Hauptpause von 30 auf 45 Mi-
nuten verlängert werden und das Catering dabei zu-
zahlungsfrei bleiben. Wie in anderen Ländern üblich,
soll ein Setsprecher oder eine Setsprecherin als zentra-
ler Ansprechpartner bei Konflikten benannt werden.

„Gagenerhöhungen und bessere Arbeitsbedin-
gungen sind nötig, damit Filmschaffende von den
kurzen Engagements in Filmprojekten leben können
und gleichzeitig professionelles Arbeiten ermöglicht
wird“, betonte ver.di-Tarifsekretär Matthias von Fin-
tel. Das Hauptproblem in TV- und Kinoproduktionen
sei, dass die Budgets und Drehtage Zug um Zug ge-
kürzt wurden und damit die Einkommen der Film-
schaffenden sinken. „Die Arbeit am Drehort sowie in
der Vor- und Postproduktion wird unter qualitativen
Aspekten immer weniger akzeptabel.         PM/Red. n
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ohrka.de 
Früher sammelten Kinder Abenteuer und andere Geschichten
auf Kassetten, die man auch im Supermarkt kaufen konnte.
Heute im digitalen Zeitalter findet man anspruchsvolle Hör -
bücher und Hörspiele eher selten. Eine Lücke im Angebot digitaler
Seiten im Internet, die von Berliner Eltern mit der Gründung
des Vereins Ohrka – Netzwerk Hörmedien für Kinder im Februar
2011 geschlossen wurde. Die Aktivisten sind hauptberuflich als
Journalisten oder in Online-Redaktionen tätig. Die Einwerbung
von Fördermitteln – etwa von der Bundeszentrale für Politische
Bildung und durch „Ein Netz für Kinder“ – ermöglichte die Pro-
duktion von qualitativ hochwertigen „Hörabenteuern“. Insge-
samt werden Ende November – zu diesem Zeitpunkt endet die
Projektförderung – 75 bis 80 Stunden Hörvergnügen vorliegen,
so Michael Schulte, Vorsitzender von Ohrka e.V.

Die Hörbucher und Hörspiele können kostenfrei heruntergela-
den werden – die Zahl der bislang abgerufenen Titel entspricht
400.000 Compact-Discs. Einer der Renner im Angebot ist „Das
Dschungelbuch“, gelesen von der bekannten TV-Komikerin
 Anke Engelke, gefolgt von „Die Schatzinsel“ und „Robinson Cru-
soe“. Mehr als 20.000 Besucher pro Monat „hören sich auf ohr-
ka.de um“ – das Angebot der Berliner Eltern findet viele Un-
terstützerinnen und Unterstützer. Dazu zählen Oliver Rohrbeck,
bekannt als Stimme von Justus Jonas aus der Krimireihe „Die
drei ???“, Schauspielerin Katharina Thalbach oder David Na-
than – er synchronisiert Filme von Johnny Depp. Das Maskott-
chen – der Ohrka – stammt vom Kinderbuchautor Helme Heine. 

Redaktion und Organisation des Projekts übernehmen die Ver-
einsmitglieder ehrenamtlich, die Fördermittel werden für die
hochwertigen Produktionen eingesetzt. Ihr Motto lautet „Ge-
meinnützig. Kostenlos. Werbefrei.“ – die Sammlung im Netz ist
umfangreicher als die Angebote aller ARD-Radios zusammen.
Neben Hörspielen sind auch Reportagen und Features im An-
gebot. Mit einer Radio-Funktion können Interessierte das An-
gebot im Zufallsprinzip erkunden. Für die gezielte Suche etwa
von Kinderbuch-Klassikern empfiehlt sich das A bis Z auf der
Seite. Zu jeder Geschichte findet sich eine kurze Inhaltsübersicht
sowie Angaben zu den Sprecherinnen und Sprechern. 

Kulturstaatsminister Bernd Neumann lobte die „intuitiv bedien-
bare, redaktionell betreute Online-Audiothek“ – eine Nominie-
rung für den Deutschen Engagementpreis und viele ermuntern-
de Erwähnungen in der Presse sind die bisherige Ernte der El-
tern-Initiative. Damit Kinder auch selbst aktiv werden können,
sucht das Projekt Ohrka Schulen, die mit Aufnahmegeräten aus-
gestattet werden und dann regelmäßig Interviews, Umfragen
oder ähnliches produzieren können. Die Stechlinsee-Grundschu-
le in Berlin ist die erste, die sich dem Projekt angeschlossen hat.
Für neue Hörspielprojekte möchte Michael Schulte für seinen
Verein weitere Fördermittel einsammeln. Er hofft aber auch auf
unentgeltliche Unterstützung durch Autoren und Schauspieler,
damit es Nachschub für den „Ohrzean“ voller Geschichten und
Hörabenteuer geben wird. Christoph Nitz n

Engagierte Medien abseits des Mainstreams sind 
hochinteressant, aber wenig bekannt. Deshalb stellt M
mit dieser Rubrik in jedem Heft eines davon vor.
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Zum      Einstieg bekamen die 60 Tagungsteilnehmer eine
geballte Lektion in Sachen Mediengeschichte. Ohne
Presse- und Meinungsfreiheit keine Demokratie! Ge-
treu dieser Devise kämpfte die deutsche Arbeiterbe -
wegung nach dem Ersten Weltkrieg um Teilhabe am
neuen Massenmedium Radio. Bildungsreferent und
Tagungsleiter Karlheinz Grieger skizzierte die Evoluti-
on des Rundfunks von der ersten
Funkstunde „Radio für Alle“ aus dem
Berliner Vox-Haus am 29. Oktober
1923 über die ersten Arbeiter-Radio-
Klubs bis zur Entstehung einer poli-
tisch bewussten Arbeiterradiobewe-
gung. Einer Bewegung, deren Spaltung
in den KPD-dominierten „Freien Radio
Bund Deutschlands“ und den sozialde-
mokratischen „Arbeiter Radio Bund
Deutschlands“ analog zur Spaltung der
Linksparteien den Aufstieg der Nazis er-
leichterte. 

Die verhängnisvolle Rolle der Me-
dien bei Machtergreifung und Machter-
halt durch die Nationalsozialisten analy-
sierte Professor Bernd Sösemann von der
Arbeitsstelle für Kommunikationsgeschichte und an-
gewandte Publizistik an der FU Berlin. Bereits ab 1933
hatte Reichspropagandaminister Joseph Goebbels auf
den Rundfunk als „das allermodernste und das aller-
wichtigste Massenbeeinflussungsmittel“ gesetzt. Un-
ter Goebbels wurde spätestens mit der Entwicklung
des „Volksempfängers“ das Radiohören für die „Volks-
genossen“ geradezu zur „staatspolitischen Pflicht“.
Erst nach der Niederlage des Faschismus wurden unter
Anleitung der Alliierten mit der Gründung der öffent-
lich-rechtlichen Arbeitsgemeinschaft der Rundfunk-
anstalten Deutschlands (ARD) die Grundlagen für ei-
nen demokratischen Rundfunk geschaffen. 

Heute sind die antidemokratischen Gefährdun-
gen häufig nicht so klar zu durchschauen. Noah Sow,
Künstlerin und Autorin der Studie „Deutschland
Schwarz Weiß“, sieht in Werbung, Medienberichter-
stattung und Gesellschaft verschiedene Kennzeichen
eines „strukturell dominanten Diskurses“. Diese
„Schieflage“ werde schon bei der Auswahl von „Ex-
perten“ offenbar: So falle kaum jemandem auf, wenn
bei „Maybrit Illner“ eine „Gang von 60jährigen Män-
nern“ über die Probleme alleinerziehender Mütter dis-
kutiere. Die Vertreter der Dominanzgesellschaft maß-
ten sich an, „objektiv“ auch über Gegenstände zu ver-

handeln, von denen sie nichts verstünden. Deutsche
Auslandskorrespondenten schwadronierten zuweilen
darüber, ob der „Islam keine Freiheit kenne“ oder dass
„im Islam Staat und Politik eins“ seien. Etwas, das bei
Al Dschasira, CNN und der BBC nicht möglich wäre. 

Menschen, die nicht Mitglieder der Dominanz-
gesellschaft seien, würden als „zu besprechende Ob-
jekte“, als „außenstehend“ faktisch ausgegrenzt und
nicht als Agierende, als Teil der Gesellschaft adressiert.
In der Berichterstattung überwiege das „weißdeutsch-
dominante Narrativ“. Der „türkische Araber“ komme
im Polizeibericht gern vor, niemals aber ein „weißer
Hetero“. Auf diese Weise schütze sich die dominante
Gruppe davor, als Täter sichtbar zu werden. Und be-
fördere en passant den alltäglichen Rassismus. Der
„ethnologische Blick“ führe zur einer „Kolonialisie-
rung des Deutungsraums“: Wenn eine weiße Journa-
listin über „Afro-Frisuren als politisches Statement“
schreibe, verhindere oder behindere sie damit eine
„selbstbestimmte Artikulation“ der Kolleginnen, die
darüber im Zweifel mehr wüssten. Rassismus definiert
sie nach Martin Luther King als Verbindung von „Vor-
urteil und institutioneller Macht“. Groteske Züge
nimmt dies zuweilen in der Werbung an. Etwa wenn
der Volkswagen-Konzern für seine Kampagne für das
Modell „Tiguan“ unter dem Slogan „Wild, wenn Sie
ihn lassen“ Heidi Klum und ihren Ex-Gatten Seal ge-
radezu als Verkörperung von King Kong und der wei-
ßen Frau („Zivilisation und Wildnis“) ins Rennen
schickt. Für Sow ein Beleg dafür, „dass die Kolonial-
geschichte noch nicht vorbei ist“. Einige der Emp-
fehlungen von Sow für den „gewaltfreien Diskurs“:
In dominanter Position „nicht über geänderte pu-
blizieren“; mithelfen, „dass die marginalisierten
Gruppen gehört werden“, „die eigene Perspektive
benennen“. 

Dass soziale Netzwerke wie Facebook und Twitter
maßgeblichen Einfluss auf die Mobilisierung der Mas-
sen in den arabischen Revolutionen ausübten, ist be-
kannt. Vor allem junge Menschen – in Ländern wie
Tunesien, Ägypten und Marokko liegt der Anteil der
unter 35jährigen bei rund 60 Prozent – nutzen diese
Medien zur Organisierung von Demonstrationen und
zur Selbstverständigung. Eine wichtige Rolle spielen
auch panarabische Medien wie Al Jazeera, Al Arabia
oder auch die BBC. Zahi Alawi, Journalist und Blogger
sowie Leiter des „Young Media Summit“ 2010 in Kai-
ro, schilderte, wie nach dem Sturz von Mubarak ein
per Youtube verbreitetes Video über brutales Vorgehen
ägyptischer Soldaten gegen Demonstranten Wut und
Enttäuschung über den Militärrat auslöste. Nach den
Wahlen und der Machtübernahme durch die Muslim-
brüder habe die „Medienschlacht eine neue Eskalati-
onsstufe erreicht“. Journalisten manipulierten die Be-
richterstattung. Nach dem Motto „Meinung statt Fak-
ten“ sei die Spaltung der Gesellschaft vertieft worden.
Daran habe sich auch nach der Entmachtung Mursis
am 3. Juli wenig geändert. Seither seien alle staat -
lichen und bislang unabhängigen Medien zum

Inszenierung und
Wirklichkeit
Medienpolitische ver.di-Tagung in Lage-Hörste 
über journalistische Schieflagen

Die Macht der Medien – Wenn inszenierte Wirklichkeit wahr wird“ – das inhaltliche
Spektrum der diesjährigen medienpolitischen Tagung im ver.di-Institut für Bildung,
Medien und Kunst Lage-Hörste umfasste die Medienpraxis in Weimarer Republik und
Faschismus, versteckte Diskriminierung im heutigen journalistischen Alltag sowie das
Verhältnis von Medien und Rechtsextremismus.

TARIFE + BERUF
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Karlheinz Grieger, 
Bildungsreferent 
Bochum

Noah Sow, 
Künstlerin, Autorin 

„Deutschland Schwarz weiß“
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„Sprachrohr der
neuen Regierung“ geworden. Regime-

treue TV-Moderatoren würden gelegentlich faktisch
die Rolle von Militärsprechern einnehmen. Etwa in
einem Film, in dem die Muslimbrüder eines Massakers
an politischen Gegnern beschuldigt würden, ohne
dass irgendein Beweis dafür geliefert werde. Der
durchaus vorhandene Pressekodex existiere nur auf
dem Papier. Die soziale Lage der meisten Journalisten
sei verzweifelt. Viele brauchten mehrere Zusatzjobs,
um wirtschaftlich über die Runden zu kommen. 

„Ein Bild sagt mehr als tausend Worte“ – unter
diesem bekannten Slogan referierte der unermüdliche
Doyen der politischen Fotografie in Deutschland,
Günter Zint, über die Zustände in seiner Profession.
Gerade mal 100 fest angestellte Fotografen gibt es
noch bei den hiesigen rund 400  Tageszeitungen. Die
überwiegende Zahl der Fotoreporter arbeitet frei, zu
immer dürftigeren Konditionen. Die Honorar-
Empfehlungen der Mittelstandsvereinigung
Foto-Marketing werden selten eingehalten,
die  tatsächlich gezahlten Honorare seien
„hundsmiserabel“. Infolge der Digita -
 lisierung der Branche werde der Markt mit
beliebigen Handy-Fotos überschwemmt.
Erscheinungen wie die so genannten Le-
serreporter trügen zu einer weiteren Ver-
stopfung bei. „Bilder, in denen eine
Wahrheit steckt, werden immer selte-
ner“, klagte Zint. Die Fotos, auf denen
vietnamesische Kinder vor US-Napalm
flüchteten, hätten die Weltöffentlich-
keit in den sechziger Jahren noch schockiert. Eine
ähnliche Wirkung sei bei den heute publizierten Bil-
dern der Leichen von Lampedusa kaum noch zu er-
kennen. Der Abstumpfungseffekt habe eine „Horn-
haut auf der Seele“ der Menschen erzeugt. Die Demo-
kratisierung der Technik durch leicht produzierbare
Amateuraufnahmen habe aber gelegentlich auch un-
freiwillig positive Ergebnisse. Die Killer von Abu
Ghraib hätten „ihre eigenen Schandtaten“ gefilmt
und auf diese Weise den US-Terror im Irak entlarvt.

Das Versagen beim Aufdecken des rechtsradika-
len NSU-Terrors lastet dagegen als schweres Trauma
auf dem deutschen investigativen Journalismus.
Selbst Spezialisten für Rechtsextremismus wie die freie
Journalistin Heike Kleffner hatten bei der ab 2006
bundesweit bekannten Mordserie Rassismus als mög-
liches Motiv nicht in Betracht gezogen. Übergroßes
Vertrauen in Strafverfolgungsbehörden, mangelnde
alltägliche Kommunikation mit türkischen Migran-
ten, auch bei Journalisten existierende Vorurteile und
rassistische Ressentiments – die Liste möglicher Ursa-
chen für diese journalistische Fehleistung, so ihr
selbstkritisches Fazit, ist lang. Zusammen mit dem Ta-
gesspiegel-Redakteur Frank Jansen betreut Kleffner
seit über zehn Jahren das Projekt „Todesopfer rechter
Gewalt seit 1990“. Sie bilanzierte minutiös die Blut-

spur von Pogromen und Straßenterror unmittelbar
nach der Wende – von Hoyerswerda und Rostock-
Lichtenhagen über den von Altkanzler Gerhard
Schröder ausgerufenen „Aufstand der Anständigen“
zu Beginn des neuen Jahrtausends bis zum NSU-Pro-
zess. Mittlerweile, so beklagte Kleffner, behindere ge-
rade die Monstrosität der NSU-Mordserie eine konti-
nuierliche Berichterstattung über rechtsextreme Akti-
vitäten im Lande. „Alles, was unterhalb von Terror
läuft, fällt flach.“ So komme nur ein Viertel aller Täter
im Kontext rassistisch motivierter Gewalt überhaupt
in Kontakt mit den Strafverfolgungsbehörden. 

In einem Workshop unter Leitung von Kleffner
ermittelten die Teilnehmer anhand zweier aktueller
Fallbeispiele, dass den offiziellen Mitteilungen von
Polizeipressestellen durchaus mit Misstrauen begegnet
werden sollte. Im Fall der angeblichen Selbstverbren-
nung eines jungen Mannes aus Heilbronn (!) begnüg-
ten sich selbst seriöse Medien allzu schnell mit dem
Suizid-Motiv, obgleich starke Indizien für einen
rechtsextremistischen Hintergrund sprachen. In ei-
nem anderen Fall wurde ein eindeutig rassistisch mo-
tivierter Überfall auf einen türkischen Imbiss, bei dem

der Inhaber von neun Schlägern ins Koma ge-
prügelt wurde, schlicht als „körperliche Ausei-
nandersetzung“ verharmlost.

Ein zweiter, von dem Solinger Medienpädago-
gen Helgo Ollmann geleiteter Workshop unter-
suchte die expansiven Aktivitäten von Rechtsex-
tremisten im Internet und in sozialen Netzwerken.
Viele von den Neonazis eingesetzten Instrumente
und Strategien sind besonders gefährlich, weil sie oft
harmlos und in jugendlich wirkender Anmutung da-

herkommen. Neben offen rechtsextremen Websites
wie „Altermedia Deutschland“ finden sich andere, ih-
re Geisteshaltung nicht gleich zu erkennen gebende
wie „Politically Incorrect“. Während etwa die Forde-
rung nach strenger Bestrafung von „Kinderschän-
dern“ geradezu mainstreamkompatibel wirkt, verrät
das Plädoyer für die Todesstrafe meist, um wes Geistes
Kinder es sich bei den Urhebern handelt. Ein Weg,
den Rechten das rassistische und fremdenfeindliche
Handwerk zu erschweren, ist die Meldung entspre-
chender Inhalte bei den sozialen Netzwerken. Eher
abgeraten wurde davon, die Kommentarfunktion bei
Facebook zur Verurteilung braunen Drecks zu nutzen.
Auf diese Weise trage der User zur Multiplikation die-
ser Inhalte bei.

Es führt kein Weg dran vorbei: „Die Zukunft des
Journalismus liegt in der Qualität, verbunden mit ei-
ner Haltung“, resümierte dju-Bundesvorsitzender Ul-
rich Janßen in seinem Schlusswort. Die berufspoliti-
sche Forderung nach Qualitätssicherung und der ta-
rifpolitische Kampf um angemessene Arbeitsbedin-
gungen seien „zwei Seiten derselben Medaille“. 

                                                    Günter Herkel n

 Direkter Link zum 
 digitalen Materialspeicher 

http://imk2013.bitwolke.de

 Institut für Bildung, 
 Medien und Kunst (IMK)

www.imk.verdi.de

Zahi Alawi, 
Journalist und Blogger, 
Leiter young media summit
2010 in Kairo

Workshop mit
Heike Kleffner, 

freie Journalistin

Günter Zint, 
Pressefotograf
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Das 56. Internationale Leipziger Festival für Doku-
mentar- und Animationsfilm DOK ist Geschichte. Vom
28.Oktober bis 3. November trafen sich wieder Filme-
macher und Produzenten aus aller Welt miteinander
und mit einem Publikum, das Weltruhm genießt: „Die
Atmosphäre in Leipzig ist unvergleichlich. Die Men-
schen sind begeistert und geradezu dokverrückt,
 dabei sehr wach, kompetent und kritisch“, so die
 renommierte russische Filmemacherin Marina Raz-
bezhkina. Sie war bereits Jurymitglied bei der DOK
und präsentierte in diesem Jahr ihren neuen Film im
Internationalen Wettbewerb. Ein junger libanesischer
Kameramann meinte: „This is simply DOKmania – the
audience in Leipzig is great!“ 

Großartig in diesem Jahr ebenso die zwölf Filme, die
die Auswahlkommission in den Internationalen Wett-
bewerb schickte. Da gab es die epische Ausleuchtung
der russischen Seele im Film „Optical Axis“ von der
oben genannten Regisseurin. Ein wahres Strahlen hat-
te „Joanna“ von der Polin Aneta Kopacz, die in ihrem
Film den Abschied einer jungen krebskranken Frau
vom Leben und vor allem von ihrem kleinen Sohn
dokumentiert. 

Ein eindrückliches filmisches Ganzes. Die Wahl der
sechsköpfigen ver.di-Jury um Sprecher Jürgen Kautz
fiel jedoch auf den finnischen Film von Virpi Suutari
„Hilton! – Here For Life“ – eine harte und dennoch
mit viel Empathie gezeichnete Studie einer Gruppe
 gestrandeter Jugendlicher in Helsinki. „Ruhig und
entschieden begleitet der Film eine Gruppe junger
Finnen, die zwischen ungeöffneten Rechnungen und

selbstgestopften Zigaretten
hoffnungslos in den Tag hi-
nein leben. Angeregt durch
die Aufmerksamkeit der in-
telligent eingesetzten Kame-
ra wird ihnen ihre Situation
allmählich bewusst. Ansätze
von gemeinsam gestaltetem
Leben entstehen. Der Ge-
sang der Protagonistin Mira
verwebt die Episoden zu ei-
nem eindrücklichen filmi-
schen Ganzen, das wir für
dringend preiswürdig hal-
ten“, so die Begründung der
Jury bei der Übergabe des
mit 2.500 Euro dotierten
ver.di-Preises.

Den Hauptpreis, die
mit 10.000 Euro dotierte
„Goldene Taube“ für den

besten Dokumentarfilm im Internationalen Wettbe-
werb ging an Regisseur Roberto Minervini für den
Film „Stop the Pounding Heart“. Stellvertretend für
den Regisseur nahm die Protagonistin Sara Carlson
den vom MDR gestifteten Preis von Intendantin
 Karola Wille entgegen. 

Erstmals wurde ein
bislang weltweit ein-
maliger Preis für den
besten animierten Do -
kumentarfilm, eine
relativ neue Hybrid-
form, vergeben. Mit
dieser Goldenen Tau-
be (3.000 Euro) wur-
de Daniela De Felice
für die französische
Produktion „Casa“
ausgezeichnet. 

Die Summe der
Preisgelder fiel mit
69.500 Euro um fast 10.000 Euro niedriger aus als im
letzten Jahr. Das aber schien absolut keinen Einfluss
auf die Qualität der eingereichten Filme zu haben.
Ins gesamt wurden bei der 56. Auflage des 1955 ge-
gründeten Festivals 346 Filme aus 57 Ländern gezeigt,
eine Auswahl aus den 2.240 eingesandten Filmen aus
114 Ländern. Eindrucksvoll auch die Anzahl von 24
Welt-, 24 internationalen, sieben europäischen und
47 deutschen Premieren. 

Neben den fünf Wettbewerben präsentierte DOK
Leipzig Sonderprogramme wie den Länderfokus Bra-
silien „Notizen aus dem Land der Zukunft“, die Retro-
spektive „Sturm! Durch das kurze 20. Jahrhundert in
acht Massenbewegungen“ sowie „Film Unlimited“,
 eine Reise in die Zeit, bevor Dokumentar- und Ani -
mationsfilm unterschieden wurden. Die Hommagen
waren der afrikanischen Animationsfilmemacherin
Wendy Morris, dem für seine radikalen Selbstversuche
berühmten Schweizer Filmemacher Peter Liechti so-
wie dem Brecht-Schüler Peter Voigt gewidmet. 

Kinos komplett ausgelastet. Einen wahren Run gab
es wieder auf die DEFA-Matinee, in der diesmal unter
dem Motto „Bausch elastisch, formbeständig. Der
DDR-Film im Zeichen des textilen Fortschritts“ Doku-
mentarfilme (u.a. von Gitta Nickel) über die Textilpro -
duktion in der DDR sowie legendäre animierte Wer-
bespots gezeigt wurden. Anziehungspunkt für die
Jüngsten war das Animations- und Dokumentarfilm-
programm „Kids DOK“. Kein Wunder, dass die Zu-
schauerzahl von knapp 40.000 mittlerweile kaum
noch zu toppen ist, weil die Festivalkinos komplett
ausgelastet sind. 

Neben den rund 200 Filmemacher/innen kamen
über 1.700 Fachbesucher nach Leipzig – ein neuer Re-
kord, der den Erfolg der spezifischen Branchenange-
bote untermauert. So war u.a. das Fachprogramm
„Cross Media Hands On“ zu transmedialen Arbeits-
weisen und der Zukunft der Medien bestens besucht.
Das DOK Leipzig Net Lab vernetzt Transmedia-Produ-
zenten und befördert neue Projekte. In Cross Media
Screenings stellen Regisseure, Web-Entwickler und
Produzenten dem breiten Festivalpublikum ihre he-
rausragenden cross-medialen Arbeiten vor.
www.dok-leipzig.de                             Gundula Lasch n

MEDIEN + GESELLSCHAFT

„DOKmania“ in Leipzig
ver.di-Jury prämiert finnischen Film über Jugendliche am Rand der Gesellschaft

Virpi Suutari, Regisseurin 
von „Hilton! – Here For Life“
und Filmeinblicke   
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„Journalistinnen in der Kriegs- und Krisenberichter-
stattung“ – was zieht sie in die Krisengebiete, welche
Erfahrungen machen und unter welchen Bedingungen
arbeiten sie? Um Antworten auf diese Fragen zu be-
kommen, haben der Journalistinnenbund und das Gun-
da-Werner-Institut am 29. Oktober sechs Frauen aus
der Praxis in die Heinrich-Böll-Stiftung eingeladen. 

„Bitte sagt mir, dass es euch auch so geht“ – die Re-
porterin Carolin Emcke sitzt auf dem Podium und hat
gerade berichtet, was die Berichterstattung aus Krisen-
oder Kriegsgebieten mit ihr macht. „Ich merke, dass
ich auch verrohe“, sagt Emcke, die früher für den Spie-
gel schrieb und heute für Die Zeit arbeitet. „Fast ein ar-
chaisches Gebaren“ sei es, das sie – zurück in Deutsch-
land – unterdrücken müsse, wenn etwa in der Bahn
jemand seinen Sitzplatz nicht freimache, obschon ein
anderer ihn dringender brauche. „Anstatt höflich zu
fragen, möchte ich ihn am liebsten selber am Kragen
packen“, erzählt sie. „Mein Fotograf sagt immer, wir
müssten erstmal in Quarantäne.“ Die anderen nicken
und Susanne Fischer, die aus dem Irak berichtet hat
und heute für das Institute of War and Peace Repor-
ting syrische Journalistinnen und Journalisten in Bei-
rut ausbildet, bestätigt die Erfahrung: „Man ist einfach
so aufgeladen, da ist so viel Aggression.“ 

Jenny Schenk und Birgit Virnich haben fünf Jah-
re lang zusammen als Kamerafrau und Korresponden-
tin für die ARD von Nairobi aus über mehr als 40 Län-
der Afrikas berichtet. „Als ich zu einem Probedreh
nach Kenia kam“, erinnert sich Schenk, „dachte ich:
Oh, dieses ARD-Auslandsstudio wird es doch nicht.“
Die Menschenmassen und Slums in der kenianischen
Hauptstadt – das sei eine so komplett andere Welt ge-
wesen, dass sie sich zunächst nicht habe vorstellen
können, von dort zu berichten. Das änderte sich, als
sie das erste Mal mit der Kamera unterwegs war.
„Mich hat fasziniert, was ich an Bildern und Ge-
schichten einfangen konnte.“ Gleichzeitig habe sie
oft entscheiden müssen, was sie dem Zuschauer über-
haupt zumuten könne. Schenk und Virnich berichten
von einem Dreh in einem Krankenhaus im Kongo. Als
sie gerade eine Frau interviewen, die vergewaltigt wor-
den ist, ruft ein Arzt nach ihnen. Ein achtjähriges
Mädchen sei eben eingeliefert worden, ebenfalls ver-
gewaltigt. Er werde das Mädchen gleich untersuchen
und sie hätten vorher zwei Minuten Zeit zu drehen.
Schenk und Virnich folgen dem Arzt. „Da lag das
Mädchen“, sagt Schenk „und ich wusste nur, dass ich
keinen zermalmten Unterleib zeigen kann.“ Sie habe
sich dann hinter das Mädchen gestellt, ihre Mutter,
ihren Großvater und die blutigen Laken gefilmt. „Das
bewegt viel stärker“, sagt sie und Virnich ist es wichtig
zu ergänzen, dass der Arzt darauf bestanden habe, dass
sie das zeigen. „Auch die Frauen haben sich uns an-
vertraut, weil sie das Bedürfnis hatten, ihr Leid kund-
zutun, und ich habe die journalistische Pflicht, über
solche Menschenrechtsverletzungen zu berichten.“
Aber es seien eben auch Situationen, die einem viel
abverlangten. 

Und in denen man sich als Journalistin oft hilflos
fühle, sagt Esther Saoub, die inzwischen wieder in
Deutschland arbeitet. Bis 2011 hat sie für das ARD-
Studio in Kairo als Radiojournalistin berichtet, zum
Beispiel aus dem Gazastreifen Anfang 2009. Als der
Waffenstillstand zwischen Israel und der Hamas be-
gonnen hatte, besuchte Saoub eine palästinensische
Familie, in deren Haus eine Phosphor-Granate einge-
schlagen war. Einerseits sei es ein gutes Gefühl gewe-
sen, öffentlich zu machen, was dieser Familie wider-
fahren sei. „Aber gleichzeitig steht man da, hält einer
verbrannten Frau das Mikro unter die Nase und weiß:
Ich kann wieder gehen, sie muss bleiben.“ Auch Em-
cke sagt, das Schwere sei nicht, sich der Gefahr aus-

zusetzen, schwer sei, das Leid zu erleben und die Bil-
der und Geschichten mit nach Hause zu nehmen und
fast immer das Gefühl zu haben, „nicht adäquat“ auf-
schreiben zu können, was man erlebt habe, denn was
man erlebe, seien „Anomalien, die allen Erfahrungen
widersprechen“. Bisher sei sie aus keinem Krisen- oder
Kriegsgebiet zurückgekommen und habe gedacht:
„Das habe ich gut gemacht.“ 

Egal über welchen Krieg oder welche Krise sie be-
richten – als Kriegs- oder Krisenjournalistinnen ver-
stehen sich die Frauen nicht. „Mein Fokus liegt nicht
auf dem Kampf, auf den Soldaten, sondern auf den
Opfern, den Familien“, beschreibt die Fotografin Ur-
sula Meissner ihr Selbstverständnis. Deren Geschichten
zu erzählen, das ist es, was sie seit mehr als 20 Jahren
in den Sudan, nach Afghanistan oder Libyen reisen
und mit „Gerüchen und Geräuschen“ zurückkommen
lässt, die „man nicht mehr los wird“. Auf die Frage,
was sie mit ihren Fotos bewirke, antwortet sie: „Ich
kann nicht die Welt verändern, aber ich kann kleine
Dinge bewegen und Sensibilität schaffen.“ Zum Bei-
spiel dafür, dass es neben all dem „harten Tobak, den
die Welt zu bieten hat“ (Schenk) auch „unglaubliche
Menschlichkeit gibt“ (Virnich), dass „Krieg eben nicht
nur aus Krieg besteht“ (Emcke).        Nicole Tepasse n

MEDIEN + GESELLSCHAFT

So viel Aggression
Mit der Kamera und dem weiblichen Blick unterwegs in Krisengebieten

Vor Beginn der Veranstaltung:
(1) Birgit Virnich 
(WDR, ehem. ARD-Fernsehkor res -
pondentin für Ost-und Westafrika) 
(2) Esther Saoub 
(SWR, ehem. Leiterin des ARD-Hör-
funkstudios Kairo)
(3) Susanne Fischer 
(Institute for War and Peace Repor-
ting, Beirut)
(4) Carolin Emcke 
(Reporterin)
(5) Helga Kirchner 
(Ex-Chefredakteurin des WDR-Hör-
funks)
(6) Ursula Meissner 
(Fotografin, u.a. in Libyen und 
Afghanistan).
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  Fünf Tage Social Media

Unter dem Motto 
„Re-Balance“ fand im Sep-
tember in Berlin und acht
weiteren Städten die Social
Media Week statt. Mehr als
3.000 Interessierte besuchten
über 170 Veranstaltungen.
Mit dem Motto wolle man
die Suche nach einem neuen
Gleichgewicht ausdrücken,
sagte Pressesprecher Rico
Valtin. Dies betreffe genauso
die Frauenquote bei den Vor-
tragenden – die dieses Jahr
auf 40% stieg – wie auch auf
das Verhältnis zwischen
staatlicher Netzkontrolle und
Schutz persönlicher Daten.
Denn während die mobile
Social-Media-Nutzung zu-
nehme, verursachten die
Snowden-Enthüllungen 
Unsicherheit und Ratlosig-
keit, beschrieb Valtin den
diesjährigen Trend. 
Alle Veranstaltungen waren
kostenfrei, dafür sorgten
Sponsoren wie Nokia.

Social Media haben Einzug gehalten in den redaktio-
nellen Alltag. Damit reagierten die klassischen Me-
dien auf den Medienwandel. Aber der NSA-Skandal
hat die Online-Welt verändert: Vertrauen und Glaub-
würdigkeit stehen auf dem Spiel. Die Social Media
Week sucht nach Antworten und neuen Formen.

„50 bis 60 Millionen Schaden pro Jahr“ erwarte der
Branchenverband Bitkom in Deutschland, so dessen
Geschäftsführer Bernhard Rohleder während einer Po-
diumsdiskussion bei der Social Media Week. Der re-
sultiere aus dem „entstandenen Vertrauensverlust“
nach der NSA-Affäre. Der Internetaktivist Jacob App-
lebaum meinte zu den Ausmaßen der Überwachung:
Diese umfasse alle Bereiche des elektronischen Daten-
austauschs, auch den bargeldlosen Zahlungsverkehr,
Telefonate und Handy-Ortung. Damit sei auch die In-
tegrität von Journalisten gefährdet, etwa wenn eine
Reise bargeldlos bezahlt werde oder unterwegs mit
dem Handy telefoniert werde. Dann entstehen Daten-
spuren, durch die sich ermitteln lasse, wer sich wann
und wo aufhält; so könnten Rückschlüsse auf den
Zweck einer Reise gezogen werden. Zunehmendes Si-
cherheitsinteresse und Datenschutzbewusstsein kenn-
zeichneten deshalb die diesjährige Social Media Week.

Plädoyer für Verschlüsselung. „Viele Informanten
schweigen nun“, etwa in den arabischen Ländern, be-
richtete Hauke Gierow von „Reporter ohne Grenzen“
zu den Folgen des vom amerikanischen Geheimdienst
NSA angewendeten Überwachungsprogramms
PRISM. Informantenschutz erhält eine neue Bedeu-
tung und Datenschutz wird für Journalisten immer
wichtiger. Gierow erzählte, der arabische Fernsehsen-
der Al Jazeera habe extra Experten angeheuert, um sei-
nen Journalisten Verschlüsselungstechniken beizu-
bringen. Kryptografie-Nachhilfe für Journalisten gab
es auch während der Social Media Week: Sogenannte
Crypto-Workshops vermittelten sichere Kommunika-
tionsmethoden wie Off-the-Record Messaging (OTR).
Das ist eine verschlüsselte Chat-Möglichkeit, die als
besonders sicher gilt, da abgefangene Datenpakete im
Nachhinein keinen Sinn mehr ergeben. OTR eignet
sich für Gespräche über das Netz und kann Informan-
ten zuverlässig schützen.

Auch „Reporter ohne Grenzen“ plädierte für Ver-
schlüsselung. Noch fielen gerade diese Nachrichten
auf, weil sie nur selten vorkämen. Sie seien dadurch
besonders interessant für Geheimdienste, weil diese

annähmen, nur wichtige Mitteilungen würden ver-
schlüsselt. Aber je mehr Menschen ihre Kommunika-
tion auf diese Art schützen, desto mehr Rechenauf-
wand erfordere es, einzelne Nachrichten herauszufil-
tern und zu entschlüsseln.

Social Media verändern weiterhin das journalis-
tische Feld. Korrespondenten werden nicht mehr so
häufig in Krisengebiete oder auf Auslandsreportage
geschickt. Erste Meldungen von berichtenswerten Er-
eignissen kommen immer öfter von Menschen vor
Ort und tauchen zuerst in den Social Media auf. Aber
durch die Zunahme an Bürgerreportern verschwimme
der Unterschied zu Berufsjournalisten, so Gierow. In
Krisenländern entstünde dadurch ein Vertrauensver-
lust gegenüber Journalisten.

Übersicht schaffen. Die großen Social-Media-Platt-
formen wie Facebook und Twitter hätten festgestellt,
dass die Auswertung und Interpretation der verfügba-
ren Inhalte von Menschen nicht mehr zu bewältigen
sei, war kürzlich zu lesen. Das junge Berliner Startup
„Tame“ trägt dem Rechnung und versucht Übersicht
zu schaffen, indem es Twitter-Tweets je nach Kontext,
in den Kategorien Inhalt, Themen und Personen ord-
net. „Wir wollen sowas wie Google für Twitter sein“,
sagte Frederik Fischer, einer der Gründer gegenüber
M. Weil Twitter als Nachrichtenkanal zu einer extrem
schnellen Verbreitung von Ereignissen führe, würden
neue Verfahren benötigt. „Tame“ sei wie eine Twitter-
Suchmaschine, die die wichtigsten Themen und Leute
herausfiltert. „Im günstigsten Fall braucht man nur
noch die Hashtag-Dialoge herunterscrollen und
schon erzählt sich die Story“, so Fischer im Gespräch.
Die Plattform wende sich vorrangig an Journalisten,
PR-Experten und Politik-Berater. Vor einem Jahr als
Spin-Off der Humboldt Universität Berlin gegründet,
verfüge „Tame“ bereits über einen internationalen
Kundenstamm, beispielsweise in Lateinamerika. Auch
klassische Medien sind auf das Startup aufmerksam

geworden, inzwischen gäbe
es Kooperationen mit ZDF,
ZeitOnline, Cicero. Zukünftig
soll der Dienst auf Facebook
ausgeweitet werden.

Nach PRISM bleiben
viele Fragen offen. Die On-
line-Welt wird nicht mehr
dieselbe sein wie zuvor. Aber
gerade bei der Aufdeckung
des NSA-Skandals hat der
klassische Journalismus sei-
ne Funktion erneut unter
Beweis gestellt: Ohne Guar-
dian und New York  Times
hätten die Snowden-Enthül-
lungen nicht ihre Wirkung
gehabt. 140 Zeichen, die
maximale Länge eines
Tweets, sind eben nicht im-
mer genug. Uwe Sievers n

MEDIEN + GESELLSCHAFT

Vertrauensverlust 
Zunehmendes Bewusstsein für Datenschutz bei der Social Media Week 
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M | Sie wurden aufgrund einer Buchpublikation in Ecua-
dor zu einer Zahlung von 2 Millionen US-Dollar verurteilt.
Wie kam es zu dieser hohen Strafe?
Christian Zurita | Wir veröffentlichten 2010 Recher-
chen über Korruption im Umfeld des Staatspräsiden-
ten Rafael Correa in dem Buch „Der große Bruder“.
Correa reagierte mit einem Sturm der Entrüstung. Am
Ende folgte das Gericht der Forderung des Präsidenten
auf persönlichen Schadensersatz.

Haben Sie den Präsidenten persönlich verletzt?
Wir haben nachgewiesen, dass Famlienmitglieder
Correas korrupt sind. Insbesondere Correas Bruder 
hat sich öffentliche Aufträge erkauft. Und ich bin
ganz sicher, dass Rafael Correa davon wusste, ein kla-
rer Grund für einen Rücktritt des Präsidenten.

Die Zahlung wäre Ihr Ruin gewesen. Wieso wurden Sie
schließlich begnadigt?
Wir hatten Glück. Rafael Correa hatte gleichzeitig
zwei Direktoren von der Tageszeitung El
Universo verklagt. Die Kollegen wurden
zu 40 Millionen Dollar und mehrjähri-
gen Haftstrafen verurteilt. El Universo
schaltete dann zahlreiche Anwälte ein.
Als daraufhin die Interamerikanische
Kommission für Menschenrechte Rafael
Correa aufrief, das Urteil zu suspendie-
ren, hat er ihnen öffentlich verziehen.
Und uns Autoren des Buches gleich mit.
Aber ich bin noch von einer Ministerin
auf 500.000 Dollar Strafe verklagt, wegen
einer möglichweise fehlerhaften Bildun-
terschrift.

Lassen sich Medien mit diesen exorbitan-
ten Geldstrafen eingeschüchtern?
Die Geldstrafen sind das eine. Aber es
gibt noch andere, dunkle Formen der
Verfolgung von Journalisten. Mehrfach
setzte die Regierung die Absetzung von
Journalisten durch. Ein Fernsehjourna-
list des Kanals Ecuavisa wurde entlassen, nachdem der
Staatspräsident öffentlich behauptete, der Kollege ha-
be in einer Reportage gelogen.

Wie können Sie unter diesen Bedingungen arbeiten? 
Ich schreibe mittlerweile als investigativer Redakteur
bei der Tageszeitung El Universo. Die Zeitung veröf-
fentlicht die Namen der Journalisten nicht. Sie über-
nimmt also die volle Herausgeberverantwortung für
die Artikel. Aber wenn es zu Klagen kommt, muss die
Zeitung die Namen der Autoren nennen. 

Wie weit hat der staatliche Druck die Medienlandschaft
bereits verändert?
Es gibt eine starke Selbstzensur in allen Medien, vor
allem bei Print und im Fernsehen. Der Druck der
 Regierung ist extrem stark. Daher unterlassen die
 Medien Berichte über teils äußerst wichtige Themen.
Die Titelseiten der Zeitungen bringen immer mehr
 Internationales. Sensible nationale Informationen

können allenfalls im Innenteil und in sehr allgemei-
ner Formulierung vorkommen. Beim Fernsehen wird
heute schon weitgehend geschwiegen. 

Ein Journalist darf die Regierung nicht mehr kritisieren?
Kritik gibt es trotz der Verfolgung weiterhin in den
Meinungsartikeln. Das Problem ist jedoch, richtige In-
formationen zu bekommen, wo Transparenz ganz
wichtig wäre. Zum Beispiel über die Höhe unserer
Staatsverschuldung, über die Kreditverträge mit China,
über die Milliardenverträge im Energiesektor. Überall
Stille. Wir haben keinen Zugang zu überprüfbaren In-
formationen. Die Zivilgesellschaft hat keinen Plan
und keine Mittel, um gegen diese Undurchsichtigkeit
etwas zu tun.

Die Regierung ihrerseits kritisiert die großen privaten
Medien des Landes als korrupt und als verlängerten Arm
einzelner Unternehmergruppen.
Das ist schlicht falsch. In Ecuador gab es nie eine

 Medienkonzentration, es gibt keine Me-
dien in den Händen großer Unterneh-
mergruppen. Auf der anderen Seite führt
die Regierung Correa nach etlichen Ver-
staatlichungen mittlerweile 43 Medien im
Land. Dort liegt die Konzentration.

Was ändert das jüngst verabschiedete Me-
diengesetz des Landes daran?
Das neue Kommunikationsgesetz geht
noch einen Schritt weiter und macht In-
formation zu einer öffentlichen Dienst-
leistung, als wäre es etwas wie Wasser
oder Strom. Mit diesem Gesetz kontrol-
liert ein Medienrat mit Regierungsmehr-
heit die Inhalte verbreiteter Informatio-
nen. Der Präsident installiert damit ein
System der Kontrolle über die Presse, über
die sozialen Netzwerke und über das In-
ternet. Der Rat ist letztlich ein Instrument
der Vorzensur. Allein der Fernsehmüll
und leichte Unterhaltung werden weiter

problemlos existieren. Ecuador riskiert, dass wir bald
nur noch eine Stimme haben.

Was unternehmen Sie dagegen? Gibt es Journalisten -
organisationen oder Medienverbände in Ecuador, die sich
wehren?
Es gibt heftige Reaktionen darauf in der Gesellschaft.
Es gibt nur eine journalistische Vereinigung, die „Uni-
on Nacional de Periodistas“. Doch die ist zu schwach,
ist eher ein Club. Die Journalisten im Land sind tra-
ditionell recht scheu, sich zusammenzuschließen. Sie
sind mehr Individualisten, und das ist gerade unsere
Schwäche.

Sehen Sie einen Ausweg?
Wir müssen umdenken. Wir Journalisten brauchen
die Hoheit über die Herausgabe der Medien. Die Zeit
ist reif, eine starke Journalistenorganisation aufzubau-
en. So etwas gab es in Ecuador noch nie.
                                            Gespräch: Peter Korneffel n
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Hohe Strafen für kritische Berichte 

M sprach mit dem
Journalisten 

Christian Zurita 
über die 

Pressefreiheit
in Ecuador 
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  Weitere Informationen

http://dju.verdi.de/
ueber-uns/international/

Fast ein Jahr mussten Yildiz
und seine Kollegen warten,
bis das Sondergericht unter
dem Vorsitzenden Richter
Ali Alicen den weltweit
größten Journalistenprozess
am 10. September 2012 im
Istanbuler Justizpalast eröff-
nete. (M 7 und M 8/2012)
Der Vorwurf lautet wie in al-
len so genannten KCK-Ver-
fahren auf Rädelsführer-

schaft, Unterstützung und Mitgliedschaft in der ver-
botenen Union der Gemeinschaften Kurdistans
(KCK). Die meisten Angeklagten sind Kurden oder ar-
beiten für kurdische bzw. unabhängige staatskritische
Medien. Die Türkei ist mittlerweile Weltmeister bei
der Inhaftierung und Verfolgung von Journalisten:
Aktuell sitzen nach Informationen von Menschen-
rechtsorganisationen 64 Journalisten in Haft, rund
123 stehen vor Gericht.

Bereits der Auftakt des Mammut-Verfahrens ende-
te mit einem Eklat: Der Richter ließ den Saal räumen,
schloss Zuschauer und Angeklagte aus, weil diese ihr
Recht auf Verteidigung in ihrer Muttersprache ver-
langt und ihre Anwälte die sofortige Einstellung des
rechtswidrigen Schauprozesses gefordert hatten. Seit-
dem wird alle paar Monate für einige Tage im Gefäng-
nis Silivri nahe der gleichnamigen Kleinstadt am Mar-
marameer verhandelt – rund 80 Kilometer von Istan-
bul entfernt. Wie lange noch, weiß niemand.

Im April 2009 begannen die Polizeiaktionen in
der gesamten Türkei. Offiziell zielten die Massenfest-
nahmen gegen die KCK, die die Regierung der AKP,
der „Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung“, als
angeblichen „städtischen Flügel“ der verbotenen Ar-
beiterpartei Kurdistans (PKK) kriminalisiert. Ins Fa-
denkreuz der seit 2011 weltweit größten und bis heute
andauernden „Anti-Terror-Operation“ geraten seit-
dem immer mehr Menschen, die sich für eine Lösung
der kurdischen Frage, für Menschenrechte, einen ge-
rechten Frieden und bürgerliche Freiheiten stark ma-
chen. Bisher sind rund 10.000 kurdische Rechtsanwäl-
tinnen, Akademiker, Politikerinnen, Studenten und
lokale Räte, Gewerkschafterinnen und Journalisten
von solchen Verfahren betroffen.

Die Logik der Ankläger ist simpel – und folgt der
Tradition der politischen Gesinnungs- und Willkür-
justiz: Die Angeklagten würden zwar wie Journalisten
leben und arbeiten, aber in Wahrheit seien sie alle Ter-

roristen und gehörten einer bewaffneten Organisation
an. Bei den Razzien in Redaktionen, Privatwohnungen
oder Journalistenbüros hat die Polizei keine Pistolen,
Bomben oder Bekennerschreiben gefunden: „Sie haben
nur Texte, Nachrichten, Interviews, Artikel, Fotos und
Filmmaterial beschlagnahmt – also alles, was Journa-
listen und Journalistinnen täglich produ zieren“, sagt
Rechtsanwalt Ercan Kanar. Doch dieser Widerspruch
stört das Sondergericht nicht. Am 25. September stell-
te Yildiz dem Gericht deshalb die Frage: „Werden wir
als schuldig betrachtet, weil wir nicht solche Nach-
richten schreiben, die die Polizei wünscht?“ 

Solidarität zeigen. Politische Prozesse sind für die
meisten Beteiligten mit langen und aufwendigen Rei-
sen verbunden: Zerya Zin ist sicher die jüngste, die je-
den Monat ihren Vater im Gefängnis besucht hat. Am
8. Februar 2013 konnte Yildiz seine Tochter das erste
Mal außerhalb des Gefängnisses in die Arme schlie-
ßen – nach dreizehn Monaten und 19 Tagen entließ
ihn das Gericht vorläufig aus der Untersuchungshaft.
Jedoch sitzen bis heute noch 22 Angeklagte in Haft. 

Aber auch Mitglieder der Deutschen Journalistin-
nen- und Journalistenunion (dju) in ver.di machen
sich regelmäßig seit September 2012 ehrenamtlich auf
den Weg nach Istanbul, Silivri oder Diyarbakir – als
Prozessbeobachter und um den eingesperrten und
von hohen Haftstrafen bedrohten Kollegen die Soli-
darität und Unterstützung ihrer Gewerkschaft zu zei-
gen. Ebenso die Vertreter der Europäischen Journalis-
tenföderation (EJF), deren Generalsekretär Ricardo
Gutiérrez am 27. September als Prozessbeobachter
feststellte: „Es ist offensichtlich, dass die angeklagten
Journalisten für ihre Berichterstattung über die kurdi-
sche Frage bestraft werden.“

Während kurdische und unabhängige Medien in
der Türkei von jedem Prozesstag berichten, trifft man
in Silivri oder Diyarbakir keine deutschen Korrespon-
denten. Studiert man als kritischer Beobachter den
Pressespiegel, fällt das Fazit über die internationale
und deutsche Berichterstattung nüchtern aus: Die
Pressefreiheit in Istanbul, dem neuen Lieblingsziel für
deutsche Städtetouristen, scheint in deutschen Zei-
tungen und Magazinen nicht von Interesse zu sein. 

Der Prozess in Silivri selbst erinnert an einen Ro-
man von Kafka: Ein Strafsenat, der nur bis zum Urteil
existieren wird. Anonyme Zeugen, von denen nie-
mand weiß, ob es sie wirklich gibt. Und Vorwürfe, die
alle Tätigkeiten eines praktizierenden Journalisten
zum Beweis der Anklage umdeuten: So werden offi-
zielle Redaktionskonferenzen in der Logik des Anklä-
gers plötzlich zu geheimen Treffen einer bewaffneten
Organisation. Das „Prinzip anonymisierter Zeugen-
aussagen“ setze das Recht der Angeklagten auf Vertei-
digung grundsätzlich außer Kraft: „Weder die Ange-
klagten noch die Anwälte können im Gerichtssaal die
Richtigkeit der Aussagen dieser Zeugen und ihrer Be-
schuldigungen überprüfen“, ist Rechtsanwalt Kanar
empört. In der Anklageschrift spricht der Staatanwalt

MEDIEN + INTERNATIONAL

Geiseln des Staates 
Türkei: Ihre Waffen sind Kugelschreiber, Kameras und Laptops

An dem Tag, an dem seine Tochter geboren wurde, saß Ismail Yildiz in einer Zelle in
„Kocaeli No. 1“. 160 Kilometer entfernt von Istanbul nahe der Kleinstadt Kandira in
der Provinz Kocaeli am Schwarzen Meer. Eingesperrt in einem der sieben so genannten
F-Typ-Gefängnisse, wie die neuen Hochsicherheits-Strafvollzugsanstalten der Türkei
offiziell heißen. Der freie Journalist und langjährige Mitarbeiter der kurdischen Nach-
richtenagentur ANF ist einer von 44 Journalistinnen und Journalisten, die am 20. De-
zember 2011 in den frühen Morgenstunden bei einer großangelegten Polizeirazzia in
Istanbul festgenommen wurden. 

Vor dem Sitzungssaal des 
Istanbuler KCK-Prozesses in
der Kleinstadt Silivri
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Pressekonferenz:
Gökhan Biçici zeigt das Foto
seiner Festnahme

von dem „so genannten Kurdistan“. Er wendet sich
die meiste Zeit von den Angeklagten und Zuschauern
ab – zu sehen ist dann nur die hohe Rückenlehne sei-
nes schwarzen Drehstuhls. Seine Arbeit wird ihm von
zwei professionellen Vorlesern abgenommen: Tag für
Tag, Stunde für Stunde lesen sie in einem immer
gleich bleibenden Singsang Seite für Seite der 802
Blätter langen Anklageschrift vor. Abgehörte Telefon-
gespräche, E-Mails, Facebook-Beiträge und Twitter-
Meldungen. 

Freilassung gefordert. Murat Cakir ist Leiter der
 Rosa-Luxemburg-Stiftung in Hessen und schreibt re-
gelmäßig Kolumnen für die kurdische Tageszeitung
Özgür Gündem in Istanbul. Seit Beginn der Repressi-
onswelle verfolgt er die Situation seiner Kollegen: „Die
KCK-Prozesse verfolgen in erster Linie das Ziel, die
kurdische Bewegung zu schwächen, indem insbeson-
dere linke Journalisten ausgeschaltet werden sollen.“
Seit Jahren fordern nicht nur die Journalistengewerk-
schaft der Türkei (TGS), Politikerinnen der BDP und
der türkische Menschenrechtsverein IHD ein Ende der
Anti-Terror-Sondergesetze und die Freilassung aller als
„Geiseln des Staates“ eingesperrten Menschen. „Die
AKP-Regierung muss, wenn ihre aktuellen Demokra-

tisierungspakete ernst genommen werden sollen, so-
fort alle KCK-Häftlinge freilassen“, sagt auch Murat
Cakir und stellt klar: „Die Freilassung der KCK-Häft-
linge ist meiner Einschätzung nach die wichtigste Vo-
raussetzung für einen konstruktiven Fortgang der Frie-
densverhandlungen mit der kurdischen Bewegung.“

Der türkische Ministerpräsident Tayip Erdogan
ging jedoch bei der seit Monaten angekündigten Prä-
sentation seines „Demokratie-Pakets“ am 30. Septem-
ber auf diese Forderungen mit keinem Wort ein. Liest
man seine Ankündigungen, muss man sogar neue Re-
pressalien gegen kritische Journalisten befürchten:
Auf bis zu drei Jahren Haft will seine AKP-Regierung
den umstrittenen Straftatbestand zu beleidigenden
Äußerungen gegen „Religion und Nation“ verschär-
fen – bekanntlich ein Gummiparagraph, um unlieb-
same Autoren zum Schweigen zu bringen. 

Auch unabhängig von den KCK-Prozessen ver-
schärft sich die Repression in der Türkei dramatisch.
Bei der Räumung des Gezi-Parks Mitte Juni kam es zu
massiven Einschränkungen der Pressefreiheit: „Die

Polizisten haben uns gezielt die Presseausweise vom
Hals gerissen“, berichtete Gökhan Biçici Ende August
im Münchner DGB-Haus bei einer Großveranstal-
tung. Biçici ist Reporter und Moderator beim kurdi-
schen Nachrichtenkanal IMC TV in Istanbul. „Wir ha-
ben sehr viele gezielte Angriffe auf Journalisten, bru-
tale Misshandlungen und willkürliche Festnahmen
durch die Polizei dokumentiert“, so der diesjährige
Preisträger für „Pressefreiheit“ der TGS.

Gemeinsam mit Mitgliedern der dju aus Mün-
chen stellte die TGS ihren Gezi-Report bereits am 24.
Juni vor dem Istanbuler Justizpalast öffentlich vor
und übergab anschließend ihre Anzeigen gegen die Is-
tanbuler Polizei: Demnach erlitten allein in Istanbul
28 Journalisten durch CS-Gas-Patronen, Wasserwerfer
oder Gummigeschosse teils schwere Verletzungen. 22
wurden von der Polizei gezielt angegriffen und bei ih-
rer Arbeit behindert. 14 wurden bei ihrer Arbeit fest-
genommen, teils schwer misshandelt und in Unter -
suchungshaft genommen. Vier Journalisten wurden
bei Polizeirazzien gegen linke Medien verhaftet. Jeder
Fall ist namentlich dokumentiert, eine Reaktion der
türkischen Justiz gibt es bis heute nicht. „Reporter 
ohne Grenzen“ zählte in ihrem Bericht vom 8. Juli
türkeiweit 54 verletzte und 34 festgenommene Jour-

nalisten – darunter auch zahlreiche Vertreter interna-
tionaler Medien. Bis heute haben laut TGS und einem
Bericht von „amnesty international (ai)“ 81 Journa-
listen aufgrund ihrer Berichterstattung in Zusammen-
hang mit der Protestbewegung ihren Job verloren. 

Mörder nie identifiziert. Beim letzten Prozesshe-
aring Ende September sagte Ismail Yildiz vor Gericht:
„Plötzlich soll Journalismus und besonders investiga-
tiver Journalismus ein Verbrechen sein. Was wir hier
erleben, ist meiner Meinung nach ein faschistischer
Angriff aus dem Hinterhalt.“ Ein harter Vorwurf.
Doch die angeklagten Journalisten haben nicht ver-
gessen, dass allein in den 1990er Jahren insgesamt 76
kurdische Kollegen ermordet worden sind – bis heute
sind die Täter nicht identifiziert. Yildiz schloss seine
Verteidigungsrede mit den Worten: „Wenn die Me-
dien endlich frei über die politischen Zustände und
die Repression in der Türkei berichten könnten, wür-
de die Regierung ihr Ansehen in den Augen der Welt
verlieren.“                                    Michael Backmund n
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  Über den Autor

Michael Backmund lebt und 
arbeitet als Journalist, Autor
und Filmemacher in München. 
Er hat mehrmals KCK-Prozesse
in Istanbul und Silivri besucht. 
Er ist Mitglied im Kreisvorstand
München der dju in ver.di.



Georg Altrogge, zuletzt Editorial 
Director bei G+J Corporate Editors,
zuvor sechs Jahre lang bis März 2013
Gründungschefredakteur und Minder-
heitengesellschafter des Online-Bran-
chendienstes MEEDIA, der seit April
zur Verlagsgruppe Handelsblatt ge-
hört, kehrte zurück und übernahm 
am 1. November die Geschäftsfüh-
rung von MEEDIA. Zugleich folgte er
als Chefredakteur der Absatzwirt-
schaft – Zeitung für Marketing (Fach-
verlag der Verlagsgruppe Handels-
blatt) auf Christoph Berdi, der den
Verlag verließ. 

Zur neuen Vorstandsvorsitzenden 
der Arbeitsgemeinschaft Fernsehfor-
schung (AGF) wurde Karin Holler-
bach-Zenz (ProSiebenSat.1 Media)
gewählt; Stellvertreter ist der langjäh-
rige Vorsitzende Martin Berthoud
(Leiter der Programmplanung des ZDF).
Neben Vertretern der Werbungtrei-
benden und der Agenturen gehören
dem Vorstand der AGF auch der 
HR-Intendant Dr. Helmut Reitze als
Vertreter der ARD und Martin Krapf
als Repräsentant der Mediengruppe
RTL Deutschland an. Neuer Sprecher
der Technischen Kommission der AGF
ist Dr. Bernhard Engel (ZDF); zu sei-
nem Stellvertreter wurde Matthias
Wagner (Mediengruppe RTL Deutsch-
land) gewählt. Der AGF gehören die
Sender ARD, ZDF, ProSiebenSat.1 
Media und die Mediengruppe RTL
Deutschland an. Aufgabe der AGF ist
die gemeinsame Durchführung und
Weiterentwicklung der kontinuier -
lichen, quan titativen Erfassung der
Nutzung von Bewegtbildinhalten ein-
schließlich der Erhebung und Auswer-
tung der Daten.

Pinar Atalay, bisher u. a. Moderato-
rin bei NDR aktuell und der Poenix-
Runde sowie Reporterin für ARD ak-
tuell, folgt als Moderatorin für die
„Tagesthemen“ auf Ingo Zamperoni,
der zum 1. Februar 2014 als Korres -

pondent in das vom WDR geführte
ARD-Fernsehstudio Washington
wechselt. 

Bettina Bäumlisberger, früher als
Journalistin beim Münchner Merkur,
der Tageszeitung Die Welt und dem
Magazin Focus tätig, zuletzt Presse-
sprecherin des bayerischen Wirtschafts-
ministeriums (Martin Zeil, FDP), löst
als Chefredakteurin des Münchner
Merkur (Münchener Zeitungs-Verlag)
zum Jahreswechsel Karl Schermann
ab, der in den Ruhestand tritt.

Daniel Biermann, bisher u. a. als 
Auto-Redakteur in leitenden Positio-
nen beim Kommerzfernsehen tätig,
übernahm bei der Motor Presse TV
GmbH die redaktionelle Gesamtlei-
tung für das neue Schweizer TV-Auto-
magazin „Tacho“ (SRF 2).

Markus Brauckmann, zuletzt im
Wahlkampf-Team der CDU für das
 Bewegtbild-Angebot CDU.TV verant-
wortlich, wurde neuer Redaktionslei-
ter Unterhaltung bei RTL interactive.

Karin Brieden, bisher Verwaltungs -
direktorin beim Deutschlandradio,
wechselt zum 1. Januar 2014 in der
gleichen Position zum ZDF, wo sie
auch als Stellvertreterin des Inten-
danten fungieren wird.

Personalien bei Gala (G+J): Philipp
Jessen, zuletzt bei dem People- und
Lifestyle-Magazin Leiter des Ressorts
Unterhaltung und Mitglied der Chef-
redaktion, rückte zum stellv. Chef -
redakteur auf. Mitglieder der Gala-
Chefredaktion wurden Chefreporterin
Anne Meyer-Minnemann und 
Mode-Chef Marcus Luft. Meyer-Min-
nemann, zuständig für die Society-
 Kolumne, leitet künftig auch die 
Bereiche Beauty und Lifestyle. Luft
verantwortet jetzt neben dem Bereich
Mode auch die Line Extensions Gala
Style und Gala Men. Er ist zusammen
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Der Service ist im Netz unter:
http://mmm.verdi.de/service

Selbstständigentag in Leipzig 
Kreative Kooperative

Wir lieben unsere Jobs, wir wollen arbeiten – und wir
können es. Deshalb: Schluss mit dem Gejammer über
schlechte Auftragslage und üblen Preisdruck! Kreative
Lösungen statt Zukunftsangst, das ist das Motto des dies-
jährigen ver.di-Selbstständigentages am 16. November
ab 16 Uhr in der Leipziger Moritzbastei (Oberkeller).
Geplant sind u.a. ein „Speed-Dating für Profis“, bei
dem Selbstständige verschiedener Berufe mehr von -
einander erfahren und sich vernetzen können; erfolg-
reiche Kooperationsprojekte werden präsentiert; wir
gründen spielerisch eine „Ad-hoc-Kooperative“. 
Tatkräftige Kreativ-Unterstützung kommt vom Impro-
visationstheater „Theaterturbine“. Den Rahmen bil-
den sphärische Musik von Brunhild Fischer mit Feu-
erkunst von Bettina Novak.
Alle ver.di-Mitglieder sind herzlich eingeladen und
aufgefordert, (Noch-)Nichtmitglieder mitzubringen!
Bundeskommission Selbstständige.       Glasch@aol.com

LiMA München 2013

zwischen Revolutionskatalysator 
und Ausverkauf der Privatsphäre. 

Die LiMA München lädt vom 22. bis zum 29. November
zur Diskussion und zu Workshops ein: Hochschule
München – Campus Pasing, Am Stadtpark 20 (Gebäude
K, L), 81243 München. Alle Räume sind barrierefrei
zugänglich.                          http://tinyurl.com/o8mpuf8 

27. Journalistentag:
Genug gejammert – Zukunft jetzt

„Genug gejammert – Zukunft jetzt! Gute Ideen für
modernen Journalismus“ sind gefragt auf dem 27.
Journalistentag der dju und der Fachgruppe Medien
in ver.di am 30. November im Berliner ver.di-Haus von
10 bis 17 Uhr. Traditionsgemäß wird zur Vorabend-
party um 19.30 Uhr eingeladen. Anmeldungen bitte
so schnell wie möglich!      http://tinyurl.com/mvxz5sg

Workshop Reportage-Fotografie 
„Arbeitswelten“

9. bis 15. Februar 2014 in Hannover
Referent: Prof. Rolf Nobel, Hochschule Hannover, 
Studiengang Fotojournalismus und Dokumentarfoto-
grafie. Weitere Infos auch auf www.rolfnobel.de
Leitung: Michael Dunst, päd. Leiter, Bildungswerk
ver.di. Kosten: 500 Euro Seminargebühren inkl. Mate-
rialien (400 Euro für dju/ver.di-Mitglieder)
Anmeldung: Goseriede 10, 30159 Hannover
Fax: 0511 12 400 420 | www.bw-verdi.de
Ansprechpartnerin: Astrid Ritter. Tel: 0511 / 12 400 414;
Fax: 0511 / 12 400 420. astrid.ritter@bw-verdi.de
                                             http://tinyurl.com/nxe6bth 
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mit Meyer-Minnemann zuständig für
das ab November neu erscheinende
Magazin Gala Look.

Anja Görzel-Bub, bislang Leiterin
der Programmpresse im SWR, folgte
als Abteilungsleiterin der Pressestelle
auf Ariane Pfisterer, die in das
 Programmmanagement von SWR4
wechselte. Wolfgang Utz, bisher
kommissarischer Pressesprecher, wur-
de Unternehmenssprecher des SWR.

Christine Hohwieler, bisher schon
Redaktionsleiterin bei dem Frauen-
magazin Brigitte Woman, übernahm
die Gesamt-Redaktionsleitung von
Karin Weber-Duve, die in den Ruhe-
stand ging.

Cherno Jobatey, bislang TV-Journa-
list, wurde Editorial Director bei der
deutschsprachigen Huffington Post.

Michael Kölmel, ehemaliger Chef
der Kinowelt-Gruppe, gründete zu-
sammen mit Dietmar Güntsche,
Produzent der Neuen Bioskop Mün-
chen, den Verleih Weltkino. 

Jan Metzger wurde als Intendant
von Radio Bremen vom Rundfunkrat
wiedergewählt. 

Zum 1. November 2013 wird die
Deutsche Welle ihre beiden journa -
listischen Direktionen in Bonn und
Berlin unter einer Leitung zusammen-
führen. Zur Programmdirektorin wurde
Gerda Meuer berufen. Die 54-jährige
leitet zurzeit die DW Akademie. In
diese Funktion wechselt der bisherige
Multimediadirektor Regionen, 
Christian Gramsch (53). Christoph
Lanz (53), Multimediadirektor Global,
wird die DW am 31. Oktober 2013 in
gutem Einvernehmen verlassen. 

Katrin Müller, zuletzt Geschäfts-
und Programmleiterin bei einem
schweizerischen Privatradio, folgt
zum 1. Januar 2014 als Programm -
direktorin der BCS Broadcast Sachsen
auf Matthias Montag, der das 
Unternehmen bereits im Frühjahr 
verlassen hatte. Müller wird für den
landesweiten Sender Hitradio RTL
und die sechs Sächsischen Lokal -
radios zuständig sein.

NDR-Rundfunkrat: Ute Schildt
(SPD-Landesverband Mecklenburg-
Vorpommern) löste turnusgemäß als
Vorsitzende des Gremiums Uwe
Grund (Hamburg) ab. Stellv. Vorsit-
zende sind Dagmar Pohl-Laukamp
(Landesnaturschutzverband Schles-
wig-Holstein), Ursula Thümler

(Landesfrauenrat Niedersachsen) und
Uwe Grund. 

Friederike Pfingsten folgte als 
Verlegerin, Geschäftsführerin und
Chefredakteurin der Celleschen Zei-
tung auf ihren Vater Ernst Andreas
Pfingsten.

Rainer Sollich, bisher schon bei der
DW verantwortlich für die Internet-
und Audio-Angebote auf Arabisch,
wurde Leiter der gesamten arabisch-
sprachigen Angebote des Senders.
Sein Vorgänger als Leiter der arabi-
schen TV-Sendungen, Mustafa Isaid,
wechselte als Chefredakteur zu 
Sky News Arabia in Abu Dhabi. 

Oliver Stolle, zuletzt Berater der
Chefredaktion von Neon und Nido
(G+J), folgt zum Jahresbeginn 2014
als Chefredakteur der Magazine auf
Patrick Bauer und Vera Schroeder,
erst seit Herbst 2012 im Amt, die den
vom Verlag geplanten Umzug der 
Redaktionen von München nach
Hamburg im Frühjahr 2014 nicht mit-
machen wollen.

Ulrich Suffner, bisher Leiter des 
Reporterteams der Oldenburgischen
Volkszeitung, folgte als Redaktions-
leiter des Blatts auf Andreas Kathe.

Die Kabarettisten Max Uthoff und
Claus von Wagner lösen als Gast -
geber der ZDF-Politsatire „Neues aus
der Anstalt“ Frank-Markus Bar -
wasser und Urban Priol ab, die auf
eigenen Wunsch ausschieden und
sich in ihrer letzten Sendung am 
1. Oktober verabschiedeten. Ab 2014
heißt die Sendung „Die Anstalt“.

Weltreporter.net, das größte Netz-
werk freier deutschsprachiger Aus-
landskorrespondenten, wählte einen
neuen Vorstand. Im Amt des ersten
Vorsitzenden bestätigt wurde Marc
Engelhardt (Genf). Zweite Vorsitzen-
de ist Birgit Kaspar (Toulouse); zum
Vorstandsteam gehören Schatzmeis -
terin Julica Jungehülsing (Sydney),
Klaus Bardenhagen (Taipeh) und
Kerstin Zilm (Los Angeles).

Wolf-Dieter Wolf, geschäftsführen-
der Gesellschafter einer Immobilien-
firma, folgte als Vorsitzender des
RBB-Verwaltungsrats auf Dr. Hart-
mann Kleiner. 

Tim Wolff, bisher Online-Redakteur
beim Satire-Magazin Titanic, löste als
Chefredakteur Leo Fischer ab, der
als freier Autor wirken wird. 
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